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Dietmar Rothermund

Indien 1985: Eine innenpolitische Bilanz

Neue Hoffnungen auf eine bessere Zukunft
sind in Indien entstanden, seit Rajiv Gandhi
die Regierung übernommen hat Dies gilt
nicht erst für die Zeit nach seinem großen
Wahlerfolg, sondern schon für die Wochen
davor. Der Wahlerfolg war bereits ein Aus-
druck der neuen Stimmung, die einen großen
Teil der Wähler erfaßt hatte. Die Lage der
Opposition war unter diesen Umständen im
doppelten Sinne hoffnungslos. Sie konnte den
Wählern keinen Neubeginn bieten, wie er
sich doch so augenfällig mit dem Namen des
jungen Premierministers verband. Die Tatsa-
che, daß Rajiv Gandhi kaum politische Erfah-
rung hat, war in diesem Zusammenhang für
ihn von Nutzen und sprach nicht gegen ihn.
Die Politik war im vergangenen Jahrzehnt in
Indien in Verruf geraten. Nach dem Not-
standsregime Indira Gandhis versprach die
aus den Wahlen von 1977 hervorgegangene
Regierung der Janata Partei unter Morarji
Desai zunächst eine Besserung. Doch der be-
tagte Premierminister war keine Integrations-
figur, sondern nur ein gewissenhafter Sach-
walter seines hohen Amtes. Ohne bedeu-
tende eigene Hausmacht und ohne Geschick
für die Bewältigung von Rivalitäten und Flü-
gelkämpfen in der Regierungspartei mußte er
schließlich zurücktreten. Die Minderheitsre-
gierung seines alten Rivalen Charan Singh,
die der Präsident einsetzte, obwohl er eigent-
lich Neuwahlen hätte anberaumen müssen,
zeigte dann alle Schwächen, die eine Regie-
rung solcher Art hat. So konnte Indira Gandhi
in den Wahlen von 1980 rasch die Macht zu-
rückgewinnen. Doch ihre zweite Amtszeit
war innenpolitisch glücklos und von schwe-
ren Konflikten gekennzeichnet. Zwar hütete
sie sich davor, wieder ein Notstandsregime zu
errichten, aber ihr Bestreben, Landesregie-
rungen zu beseitigen, die nicht ihrer Partei
angehörten, und Oppositionsparteien zu un-
terminieren, stürzte Indien in eine Krise und
kostete sie selbst das Leben. Der politische
Alltag war auf diese Weise von Frustration
und Intrigen erfüllt. Politische Erfahrung
konnte so gesehen nur eine schlechte Erfah-
rung sein, je weniger Rajiv Gandhi davon hat-
te, um so besser für ihn.

I. Rajiv Gandhis Indien

Noch ein weiteres Paradoxon kam dem jun-
gen Premierminister zugute: Er hatte sein ho-
hes Amt nicht angestrebt, sondern es war ihm
geradezu wider Willen zugefallen. Zuerst
hatte er nach dem Unfalltod seines jüngeren
Bruders Sanjay nur ungern seinen Beruf als
Flugpilot aufgegeben, um seiner Mutter bei
der politischen Tagesarbeit zu helfen. Dann
war ihm nach ihrem raschen Tod plötzlich ihr
Amt zuteil geworden, das der Präsident in
dieser Krise keinem anderen anvertrauen
wollte. In Indien aber gilt jemand, der etwas
erwirbt, ohne es zu begehren, als besonders
achtenswert. Man vergleicht ihn mit dem As-
keten, der auf alles verzichtet, was er hat, mit-
tellos fortwandert und nur noch von milden
Gaben lebt. Das Nichtbegehren, das dem nor-
malen Menschen so schwer fällt, gilt gerade
deshalb als eine besonders wertvolle Charak-
tereigenschaft. Nach einem Jahrzehnt rück-
sichtslosen Machtstrebens umgibt daher ei-
nen Premierminister, der es nicht werden
wollte, fast schon ein Heiligenschein.
Rajiv Gandhi ist aus den genannten Gründen
zur Zeit geradezu unersetzbar. Das birgt na-
türlich große Gefahren in sich. Ganz unmittel-
bar ist die Gefahr einer großen Erschütterung,
wenn ihn das gleiche Schicksal ereilen sollte
wie seine Mutter. Die Fanatiker, die ihre Er-
mordung planten, haben auch ihm Rache ge-
schworen, und man kann nur hoffen, daß In-
dien die schrecklichen Folgen eines zweiten
politischen Mordes dieser Art erspart bleiben.
Die Hoffnungen, die sich gerade jetzt an die
Person Rajiv Gandhis knüpfen, würden dann
in verzweifelte Wut umschlagen, die sich nur
schwer zügeln ließe. Es wäre dann vielleicht
unumgänglich, daß die Armee die Macht
übernähme. Wenn dies aber erst einmal ge-
schieht — so zeigt die Erfahrung der Nach-
barländer —, dann ist es sehr schwer, je wie-
der eine demokratische Regierung zu bilden.
Andererseits ist Indien — im Unterschied zu
den Nachbarländern — ein so großes und
vielfältiges Land, daß es von einem Militärre-
gime kaum für längere Zeit regiert werden
kann. Aber nicht nur die unmittelbare Gefahr
eines Attentats ist bedrohlich, auch die
schleichende Gefahr einer Auszehrung der



Hoffnungen, die sich an den Namen Rajiv
Gandhis knüpfen, ist beängstigend genug. Da-
bei stehen ihm große Aufgaben bevor, die er
in kürzester Zeit meistern muß, ohne sich auf
eine längere Schonfrist verlassen zu dürfen.

Eine Neugestaltung des indischen Föderalis-
mus und damit auch ein neuer Stil des Um-
gangs mit regionalen Oppositionsparteien
sind dringend erforderlich. Zugleich muß die
Kongreßpartei reformiert werden, die zwar
gerade aufgrund der besonderen Umstände
einen glänzenden Erfolg zu verbuchen hatte,
mit der sich aber sonst in letzter Zeit nicht

sehr viel Staat machen ließ, während sie doch
dereinst geradezu eine Staatspartei gewesen
war. In seiner ersten Regierungserklärung
nach der Wahl hat Rajiv Gandhi ausdrücklich
auf die Geschichte des Nationalkongresses
verwiesen, der in diesem Jahr sein hundert-
stes Jubiläum feiert. Doch der Hinweis auf
das Erbe genügt nicht. Der Kongreß hat sich
seit 1885 mehrfach gründlich gewandelt Da-
bei waren die jüngsten Wandlungen nicht un-
bedingt zu seinem Vorteil, und es gilt nun,
durch weiteren Wandel die politische Initia-
tive wiederzugewinnen, die Rajiv Gandhis In-
dien dringend braucht. •

II. Hundert Jahre Nationalkongreß: Eine Staatspartei im Wandel
Als der indische Nationalkongreß im Dezem-
ber 1885 in Bombay gegründet wurde, war er
alles andere als eine Staatspartei. Gebildete
Honoratioren aus allen Teilen Britisch-In-
diens hatten sich damals zusammengefupden,
um ein nationales Forum zu schaffen, in dem
in wohlgesetzten Worten verfaßte Resolutio-
nen verabschiedet wurden. Immerhin enthielt
bereits eine der ersten dieser Resolutionen
eine entschiedene Absage an den britischen
Imperialismus und eine Verurteilung der da-
maligen Annexion Ober-Birmas. Als den Ko-
lonialherren die Resolutionen dieses Honora-
tiorenkongresses zu kritisch wurden, spra-
chen sie von einer „mikroskopischen Minder-
heit", die sich anmaße, eine Nation zu vertre-
ten, die es nach der Ansicht der Kolonialher-
ren gar nicht gab. Unter der jüngeren Genera-
tion der indischen Nationalisten, die statt Re-
solutionen Taten sehen wollte, kam dann der
Terrorismus auf. Der Kongreß spaltete sich in
„Gemäßigte" und „Extremisten". Die „Gemäßig-
ten" behielten die Organisation in der Hand
und führten 1908 eine neue Delegiertenver-
fassung ein, die verhüten sollte, daß die Jah-
resversammlung des Kongresses von einer
Mehrheit rasch herbeigereister Extremisten
beherrscht wurde. Dieses Delegiertengremi-
um, genannt All-India Congress Committee
(AICC), ist noch heute das wichtigste be-
schlußfassende Organ der Kongreßpartei.
Als Mahatma Gandhi 1920 die Führung des
Kongresses übernahm, sorgte er dafür, daß
die soziale Basis der Organisation durch De-
legierte aus den ländlichen Gebieten erwei-
tert wurde, ferner schuf er einen Arbeitsaus-
schuß (Working Committee), der die Agitatio-
nen des Freiheitskampfes leitete und als eine
Art Kabinett des Kongreßpräsidenten fun-

gierte, der nach wie vor auf jedem Jahreskon-
greß neu gewählt wurde, aber nun ständig
amtierte und nicht nur den zeremoniellen
Vorsitz bei der Jahresversammlung führte. In
zwei großen Revisionen des Parteistatuts von
1920 und 1934 legte Gandhi die Struktur des
Nationalkongresses selbst fest. Dabei betrach-
tete er den Kongreß als nationales Forum und
nicht als Partei; das Statut des Kongresses
war für ihn zugleich das Modell für eine künf-
tige indische Verfassung. Die Verfassungs-
struktur wurde aber inzwischen durch die bri-
tisch-indischen Verfassungsreformen be-
stimmt, in deren Rahmen der Nationalkon-
greß nicht umhin konnte, sich als Partei an
Wahlen zu beteiligen, Provinzregierungen zu
bilden etc.
Sobald Indien die Unabhängigkeit gewährt
wurde, meinte Gandhi, man solle nun den
Kongreß auflösen und normale politische Par-
teien verschiedener Richtungen bilden. Aber
die Kongreßorganisation, die Gandhi selbst so
gut aufgebaut hatte, konnte sich gar nicht der
Aufgabe entziehen, die staatstragende Partei
zu werden. Damit wurde sie aber auch zu
einer staatsgetragenen Partei, die, solange Ja-
waharlal Nehru lebte, praktisch mit dem von
ihm geführten und geprägten Staatswesen
identifiziert wurde. Die Kongreßpartei war
nicht nur auf der Bundesebene kontinuierlich
an der Macht, sondern mit wenigen Ausnah-
men auch in allen Bundesländern. Der stark
zentralistisch konzipierte indische Föderalis-
mus — ein Erbe der britisch-indischen Ver-
fassungsreformen — wurde durch diese All-
gegenwart der Kongreßpartei gestützt. Es
kam hinzu, daß Bundestags- und Landtags-
wahlen immer gleichzeitig abgehalten wur-
den und daß das geltende Mehrheitswahl-



recht die Kongreßpartei begünstigte und die
stets gespaltene Opposition reduzierte.

Als sich Indira Gandhi 1967, nur ein Jahr
nach Beginn ihrer Amtszeit, einer Wahl stel-
len mußte, verlief diese nicht mehr so günstig
wie die von 1962, als ihr Vater Jawaharlal
Nehru noch lebte. Indira Gandhi galt damals
noch als schwache Kompromißkandidatin, die
ihr Amt nur der Tatsache zu verdanken hatte,
daß man es Morarji Desai nicht gönnte, der
allzusehr davon überzeugt war, daß kein an-
derer als er für den Posten des Premiermini-
sters geeignet sei. Die Kongreßpartei verlor
in den Wahlen von 1967 in mehreren Bundes-
ländern die Mehrheit und konnte sie im Bun-

desparlament nur knapp behaupten. Bald dar-
auf ergriff Indira Gandhi die Initiative, spal-
tete die Kongreßpartei und entledigte sich
der alten Garde, der sie als Kompromißkandi-
datin gedient hatte. Dann zog sie die Bundes-
tagswahlen um ein Jahr vor und koppelte sie
damit von den Landtagswahlen ab. Die Bun-
destagswahl wurde auf diese Weise zu einem
nationalen Plebiszit, das ihr 1971 einen glän-
zenden Wahlerfolg eintrug. Auf diese Weise
bestätigt, ging sie daran, die Landesregierun-
gen zu unterminieren, die nicht ihrer Partei
angehörten. Sie rechtfertigte dieses Vorgehen
mit dem Argument, ihr großer Wahlerfolg
habe ja gezeigt, daß diese Landesregierungen
nicht mehr das Vertrauen der Wähler hätten.



Die Entscheidung, einerseits die Bundestags-
wahl von den Landtagswahlen abzukoppeln,
andererseits aber aus dem Ausgang der Bun-
destagswahl Konsequenzen für die Politik auf
der Länderebene abzuleiten, prägt bis heute
die politische Landschaft Indiens auf sehr un-
glückliche Weise. So geschah es denn auch,
daß gleich nach dem großen Wahlerfolg Rajiv
Gandhis der der Janata Partei angehörende
Ministerpräsident des Bundeslandes Karna-
taka mitsamt seiner Regierung zurücktrat,
weil selbst in diesem Bundesland nur ganz
wenige Abgeordnete seiner Partei ein Bun-
destagsmandat erringen konnten. Es ergibt
sich auf diese Weise wieder eine Ankopplung
der Landtagswahlen an die Bundestagswah-
len. Ein echter Föderalismus verlangt aber,
daß politische Prioritäten und damit auch Par-
teipräferenzen auf Bundes- und Landesebene
durchaus verschieden sein können. Die
Machtkämpfe der jüngsten Zeit und der da-
durch bedingte Wandel der Kongreßpartei
haben aber gerade diese Einsicht nicht auf-
kommen lassen.
Der Stil dieser Machtkämpfe und damit auch
das Schicksal der Kongreßpartei sind ent-
scheidend von Indira Gandhi bestimmt wor-
den, die mit ihrer plebiszitären Wahlkampf-
strategie und ihrem Verzicht auf konstruktive
Parteiarbeit dem Nationalkongreß zwar ei-
nige äußere Erfolge, dabei aber einen inneren
Verfall beschert hat. Als Indira Gandhi 1977
die Bundestagswahl verlor, zerfiel bald darauf
ihre Kongreßpartei nahezu völlig. Die Opposi-
tionsparteien, die übrigens viele ehemalige
Kongreßpolitiker in ihren Reihen hatten, ge-
wannen 1977 die Wahlen, weil sie zum ersten
und einzigen Mal die Lehre beherzigten, daß
beim Mehrheitswahlrecht in jedem Wahl-
kreis nur ein Gegenkandidat gegen den Kan-
didaten der herrschenden Partei antreten
darf, weil die Spaltung der Opposition unwei-
gerlich zum Sieg der Regierungspartei führt.

Die Tatsache, daß die Kongreßpartei nach ih-
rer Niederlage praktisch erledigt war und von
Indira Gandhi sogar noch weiter gespalten
wurde, ließ die Janata Partei, zu der sich die
früheren Oppositionsparteien zusammenge-
funden hatten, diese Lehre aber bald wieder
vergessen. Der alte Hader setzte erneut ein,
und als Indira Gandhi 1980 in den Wahlkampf
zog, war die Front ihrer Gegner bereits wie-
der gespalten. Das verhalf ihr zu einem über-
raschenden Sieg. Nun hatte sie diesen Sieg
aber nicht der Kongreßpartei zu verdanken,
sondern hauptsächlich ihrem eigenen uner-
müdlichen Einsatz und der Dummheit ihrer

Gegner. Deshalb war die Kongreßpartei, die
sich nach ihrem Sieg wieder wie ein Phönix
aus der Asche erhob, im wesentlichen ein
Produkt ihrer willkürlichen Personalpolitik,
die von ihrem Sohn Sanjay mitbestimmt wur-
de, bis er im Sommer 1980 mit seinem Sport-
flugzeug abstürzte.
Sanjay Gandhi hatte eine ganze Reihe äußerst
fragwürdiger Politiker für die Kongreßpartei
rekrutiert, derer sich Rajiv Gandhi erst wie-
der mit großer Mühe entledigen mußte. Man-
che dieser Leute arbeiteten mehr nach Art
der Mafia als im Stile Mahatma Gandhis und
Jawaharlal Nehrus. Wäre die Kongreßpartei
schließlich ganz in die Hände solcher Leute
geraten, so hätte man sie zu ihrem hundert-
sten Geburtstag in der Tat kaum wiederer-
kennen können. Indira Gandhi, die ihren
Sohn Sanjay nicht nur liebte, sondern gera-
dezu bewunderte, akzeptierte seine politi-
schen Freunde ohne große Bedenken. Sie
hielt nichts von Schmeichelei, konnte aber
Kritik schlecht vertragen und verlangte abso-
lute Gefolgschaftstreue, und die konnte San-
jay bei seinen politischen Freunden auf seine
Weise durchsetzen. Der Nationalkongreß
wäre nach diesem Muster zu einer Kaderpar-
tei geworden, deren Kader aber nicht durch
eine gemeinsame Idee, sondern nur durch das
gemeinsame Machtstreben zusammengehal-
ten worden wären.

Um so bedeutsamer ist es, daß mit Rajiv
Gandhi ein Mann an die Spitze der Kongreß-
partei getreten ist, der von diesem Machtstre-
ben frei ist. Freilich muß er sich nun andere
Methoden ausdenken, um seine Gefolgschaft
zu motivieren und zusammenzuhalten. Eine
wesentliche Aufgabe wird es dabei sein, die
Verbände der Kongreßpartei in den Bundes-
ländern wieder zu eigenen Initiativen anzure-
gen, damit sie Profil gewinnen und sich nicht
nur als Handlanger der Zentrale gebärden,
deren politische Karriere allein davon ab-
hängt, ob sie in New Delhi einen Stein im
Brett haben. Indira Gandhi sorgte meist dafür,
daß nur ihr treu ergebene Gefolgsleute Mini-
sterpräsidenten wurden, erwartete aber dann
von ihnen, daß sie für die Kongreßpartei in
ihren Ländern eine breite Basis sicherten. Ge-
rade diese widerspruchsvolle Politik führte
dazu, daß regionale Oppositionspolitiker Er-
folg hatten, die im Grunde nur dadurch an
Profil gewannen, daß sie nicht von Indira
Gandhis Gnade abhingen.

Ein besonders charakteristischer Fall dieser
Art ist der Aufstieg des Schauspielers Rama



Rao in Andhra Pradesh, der mit seiner Partei
„Telugu Desam“ (= Telugu-Land, nach der
Sprache von Andhra Pradesh, Telugu, ge-
nannt) aus der Mißstimmung seiner Lands-
leute gegenüber der Zentralregierung politi-
sches Kapital schlug und dort Ministerpräsi-
dent wurde. Indira Gandhis mißglückter Ver-
such, ihn absetzen zu lassen, steigerte seine
Popularität noch mehr, und jetzt ist seine Par-
tei die einzige größere Oppositionspartei im
Bundestag, denn sie wurde auch durch Rajiv
Gandhis Siegeszug nicht hinweggefegt. Im
Wahlkampf in Andhra Pradesh hat Rajiv
Gandhi gesagt, man solle an „Bharat Desam'

(= Indien) denken und nicht die Sonderinter-
essen von „Telugu Desam" betonen. Damit hat
er Rama Rao ein Stichwort gegeben, der nun
eine nationale Oppositionspartei mit dem Na-
men „Bharat Desam" gründen will. Ob daraus
etwas wird, bleibt abzuwarten. Jedenfalls wird
Rajiv Gandhi mit der regionalen Opposition,
die Rama Rao repräsentiert, leben müssen.
Bei der großen Mehrheit, die er hat, wird ihm
das nicht schwerfallen. Vielleicht gelingt es
ihm dann auch, den indischen Föderalismus
so zu gestalten, daß er die politische Struktur
des Landes stärkt.

III. Probleme und Chancen des indischen Föderalismus

Den Föderalismus haben die Briten den In-
dern aufgeprägt, obwohl sie selber im eigenen
Lande keine Erfahrungen mit einer solchen
Verfassungsform hatten. Die britische Vor-
liebe für den Föderalismus ergab sich aus ih-
rer Strategie der stufenweisen Machtübertra-
gung: Indische Provinzregierungen sollten in
ihrem Zuständigkeitsbereich weitgehende
Machtvollkommenheit haben, alle wesentli-
chen Machtbefugnisse blieben aber der Zen-
tralregierung des britischen Vizekönigs Vor-
behalten. Dieser hatte zudem die Möglichkeit,
auf einen Notstandsparagraphen zurückzu-
greifen, der es erlaubte, eine Provinzregie-
rung abzusetzen und den britischen Provinz-
gouverneur mit seinen Beamten wieder die
Regierungsgeschäfte besorgen zu lassen.
Diese Notstandsbefugnis ist in der Verfas-
sung des unabhängigen Indien dem Staatsprä-
sidenten gegeben und unter dem Namen „Pre-
sident’s Rule" bekannt geworden. Ein Instru-
ment des britischen Imperialismus wurde auf
diese Weise zu einem politischen Hebel, der
es der auf Bundesebene regierenden Partei
erlaubt, mißliebige Landesregierungen jeder-
zeit aus den Angeln zu heben. Zwar müssen
nach der Amtsenthebung einer Landesregie-
rung innerhalb von sechs Monaten Neuwah-
len stattfinden, doch falls man mit deren Re-
sultat nicht zufrieden ist, kann man das Spiel
wieder von vorn anfangen. In der Amtszeit
Jawaharlal Nehrus wurde von dieser Mög-
lichkeit nur in sehr wenigen Fällen Gebrauch
gemacht, aber unter Indira Gandhi wurde
diese Notbremse so oft gezogen, daß man
schon von einem Mißbrauch sprechen kann.
Kein Wunder, daß indische Föderalisten die
Abschaffung dieser speziellen Notstandsbe-
fugnis fordern.

Das imperiale Erbe belastet den indischen Fö-
deralismus aber auch noch auf andere Weise.
Als die Briten den indischen Provinzen 1935
mehr Machtvollkommenheit gaben, waren sie
nicht gewillt, ihnen auch entsprechende Fi-
nanzen zur Verfügung zu stellen. Es war die
Zeit der Weltwirtschaftskrise, und die bri-
tisch-indische Regierung fand es ohnehin
schwierig, ihr Budget auszugleichen. Wenn
die Provinzen Geld brauchten, so sollten sie
doch selbst ihr Steueraufkommen erhöhen.
Die Steuern, die man den Provinzen übertrug,
wie etwa die Grundsteuer, eigneten sich aber
gerade in dieser Zeit nicht zur Erhöhung. Au-
ßerdem wollte kein indischer Politiker sich
bei den ländlichen Wählern unpopulär ma-
chen, indem er sich für die Erhöhung der
Grundsteuer einsetzte. Die britisch-indische
Zentralregierung behielt sich alle ertragrei-
cheren Steuern vor, insbesondere solche, die
bei steigender Wirtschaftstätigkeit wieder an-
wuchsen.

An dieser Art der Verteilung hat sich auch
bis heute nicht viel geändert. Obendrein hat
die indische Bundesregierung durch die Kon-
trolle der Entwicklungshilfe und das Monopol
bei der Aufnahme von Anleihen noch zusätz-
liche Manövriermasse in die Hand bekom-
men, die ihr finanzielles Übergewicht gegen-
über den Bundesländern erhöht. Zwar tritt
alle fünf Jahre eine Finanzkommission zu-
sammen, die den Verfassungsauftrag hat, die
Ströme der Staatsfinanzen gerecht umzuver-
teilen. Bisher wurden die meist sehr maß-
vollen Empfehlungen dieser Kommission im-
mer angenommen, aber das Übergewicht der
Bundesfinanzen bleibt weiterhin bestehen. In
der Bundesrepublik Deutschland verhält sich



der Bundeshaushalt zur Summe aller Länder-
haushalte etwa wie 1:1, in Indien war dieses
Verhältnis zunächst 2,6:1 und ist in jüngster
Zeit auf 1,6:1 zurückgegangen. Dabei ist
ferner zu beachten,«daß sich in der Bundesre-
publik Deutschland auch noch die Summe der
Haushalte der Gemeinden fast ebenbürtig zu
den Bundes- und Länderhaushalten hinzuge-
sellt, während dieser Finanzbereich in Indien
noch sehr wenig ausgeprägt ist Nun sind aber
alle Entwicklungsaufgaben in erster Linie auf
lokaler und regionaler Ebene anzugehen, und
deshalb ist die Kopflastigkeit der indischen
Staatsfinanzen besonders zu bedauern.

Die Beispiele der Notstandsbefugnisse und
der Staatsfinanzen haben gezeigt, daß der in-
dische Föderalismus durch das imperiale Erbe
nicht unerheblich belastet ist, andererseits ist
es für das riesige Land ohne Zweifel von Vor-
teil, daß überhaupt eine föderalistische Struk-
tur besteht, die eine Anpassung des politi-
schen Lebens an die vielfältigen regionalen
Bedingungen erlaubt und zugleich die Bun-
desregierung davor bewahrt, daß jeder regio-
nale Konflikt sofort zur allgemeinen Staats-
krise wird. Die Ermordung Indira Gandhis
aufgrund eines besonderen regionalen Kon-
flikts ist hier die Ausnahme, die die Regel
bestätigt. In der Tat war es ihre allzu inten-
sive Einmischung in die Politik des Bundes-
landes Panjab, die zu diesem politischen Mord
führte. Bei einer stärkeren Beachtung födera-
listischer Spielregeln wäre es vermutlich
nicht zu diesem tragischen Ereignis gekom-
men. Gerade bei der von Indira Gandhi voll-
zogenen Trennung von Bundestags- und
Landtagswahlen sollte es einem Premiermini-
ster möglich sein, von der Länderpolitik abzu-
sehen und sich auf nationale Fragen zu kon-
zentrieren. In ihren großen plebiszitären
Wahlkämpfen hatte Indira Gandhi dies auch
getan und so auch jetzt wieder Rajiv Gandhi.
Die Verwicklung in politische Intrigen in ein-
zelnen Bundesländern, die Indira Gandhis
letzte Jahre kennzeichnen, war daher eher
ein Anzeichen mangelnder Zuversicht als ein
Ausdruck hochmütiger Machtpolitik. Jetzt, da
ein neuer Anfang gemacht wird, kann es viel-
leicht auch gelingen, den indischen Föderalis-
mus von seinem imperialen Erbe zu befreien
und die Chancen zu nutzen, die er im Grunde
der Entfaltung des politischen Lebens in In-
dien bietet.

Der zentrale Beamtenapparat (Indian Admi-
nistrative Service), den die Briten einst als
„stählernen Rahmen" (steel frame) bezeichne-

ten, der Indien zusammenhält, kann dazu die-
nen, den Föderalismus zu stützen. Die Beam-
ten, die diesem Elitekorps angehören, werden
zwar gleich zu Anfang ihrer Karriere einem
Bundesland zugeordnet, sind aber frei ver-
setzbar und wechseln im Laufe ihrer Dienst-
zeit oft mehrmals zwischen Landes- und Bun-
desministerien hin und her. Früher zeichne-
ten sich diese Beamten durch Zivilcourage
aus und ließen sich auch von mächtigen Poli-
tikern nicht das Rückgrat verbiegen. Außer-
dem herrschte unter ihnen ein Korpsgeist,
der Freimütigkeit im Umgang miteinander er-
laubte, zugleich aber jedem die. Sicherheit
gab, daß er sich sowohl auf seine Untergebe-
nen als auch auf seine Vorgesetzten verlassen
konnte.

Die Jahre des Notstandsregimes und der fol-
genden Regierungswechsel haben diesen
Korpsgeist erschüttert und vielen Beamten
das Rückgrat gebrochen. Strafversetzungen
für solche, die den Machthabern im Wege
standen, waren an der Tagesordnung. Vorge-
setzte wagten nicht mehr, sich für ihre Unter-
gebenen einzusetzen, und diese wiederum ta-
ten nur noch Dienst nach Vorschrift und zeig-
ten keine Eigeninitiative. Hier muß Rajiv
Gandhi deutliche Zeichen setzen, um das
Selbstvertrauen der Beamten wiederherzu-
stellen und sie anzuspornen. Die Zeiten des
imperialen „steel frame" sind dahin, der Wan-
del von einer herrschenden zu einer dienen-
den Bürokratie war zwar dringend erforder-
lich, aber eine dienende Bürokratie darf nicht
eine verunsicherte sein, die verantwortungs-
scheu wird oder zum zynischen Opportunis-
mus neigt.

Was vom Beamtenapparat gesagt wurde, gilt
in ähnlicher Weise auch von der Kongreßpar-
tei. Auch sie kann eine wesentliche Stütze
des Föderalismus sein, wenn sie zusammen-
hält, zugleich aber in jedem Bundesland einen
eigenständigen Charakter zeigt. So paradox
es klingen mag: dazu muß sich diese Partei
von ihrem anti-imperialistischen Erbe befrei-
en. Während des Freiheitskampfes hatte sich
der Nationalkongreß zentralistisch organi-
siert, um dem Imperium die Spitze bieten zu
können. Nach der Erlangung der Unabhängig-
keit hatte die Kongreßpartei die bestehende
föderalistische Verfassungsstruktur nicht aus
Überzeugung übernommen, sondern um nicht
durch Experimente die nationale Einheit und
den prekären säkularen Charakter des Staats-
wesens zu gefährden. Der säkulare National-
staat war das insbesondere von Jawaharlal



Nehru energisch verteidigte höchste Gut, die
bestehende Verfassungsstruktur nur ein Mit-
tel zu seiner Aufrechterhaltung. Jetzt aber

gilt es, Säkularismus und Föderalismus zu-
gleich zu verteidigen, da beide aufeinander
angewiesen sind.

IV. Der säkulare Staat und seine Herausforderer

Der ausländische Beobachter wird zunächst
kaum verstehen, warum man in Indien so em-
phatisch vom Säkularismus spricht, als sei
dies die bedeutsamste Ideologie. Der Europä-
er, für den die Trennung von Kirche und Staat
zur Selbstverständlichkeit geworden ist, hält
es geradezu für überflüssig, dem Wort Staat
auch noch das Adjektiv .säkular" hinzuzufü-
gen. Dieses Unverständnis kommt auch da-
her, daß in Europa ein säkularisierter christli-
cher Konsens besteht, der einen Appell an
religiöse Werte nicht mehr kontrovers er-
scheinen läßt. Ein Politiker, der seine christli-
che Bindung betont, wird deshalb nicht als
Feind des säkularen Staates betrachtet. Es
gibt in Europa keine anderen Religionen, die
gleiche Beachtung verlangen — man ist unter
sich. Das säkulare Selbstbewußtsein war des-
halb hier bisher recht billig.
Die politische Erfahrung in Indien, wo es
ständige Konflikte zwischen Hindus und
Muslims gab, die von den Kolonialherren
auch noch geschürt wurden, gab dort dem
Wort Säkularismus dagegen ein ganz anderes
Gewicht. Es verband sich damit die Idee der
gleichen Grundrechte für alle ohne Rücksicht
auf Rasse und Religion. Für den Nationalkon-
greß ist dieses Prinzip besonders wichtig: Es
begründete nicht allein den Anspruch, auch
Muslims in den eigenen Reihen zu haben und
sie nicht samt und sonders der Muslim-Liga
zu überantworten, es war auch für die große
Mehrheit der Hindus wichtig, sich ein Forum
zu erhalten, das von religiösen Differenzen
nicht berührt wurde. Es gibt schließlich keine
allgemeinverbindliche hinduistische Ortho-
doxie, und jeder Versuch, hinduistische Poli-
tik zu machen, muß sofort den Widerstand
der einen oder anderen Gruppe der Hindus
erregen. Die Hindu Mahasabha, die sich au-
ßerhalb des Nationalkongresses als politische
Gruppe mit eigenen Zielen organisierte, blieb
denn auch eine kleine Splitterpartei. Der Bha-
ratiya Jan Sangh (Indischer Volksbund), eine
nach Erlangung der Unabhängigkeit gegrün-
dete Partei, die in gewisser Weise Hindu-
Interessen vertrat, einen Einheitsstaat mit
Hindi als Staatssprache forderte und sich
durch Disziplin und Korpsgeist auszeichnete,

betonte dagegen ebenfalls das Prinzip des Sä-
kularismus und bemühte sich, Mitglieder al-
ler Religionsgemeinschaften zu rekrutieren.
Der Säkularismus wurde also im Grunde von
keiner bedeutsamen politischen Kraft infrage
gestellt. Durch die Nachbarschaft des betont
islamischen Pakistan wird der Säkularismus
als Element der nationalen Identität Indiens
noch stärker hervorgehoben. Deshalb wird
jede Herausforderung der säkularen Staats-
idee in Indien besonders empfindlich regi-
striert und als Gefährdung der nationalen
Identität empfunden.

In jüngster Zeit wird dieser säkulare Staat
durch die Sikhs herausgefordert, die nicht nur
den säkularistischen Konsensus aufbrechen,
sondern auch die Struktur des indischen Fö-
deralismus auf eine harte Probe stellen. Die
Sikhs werden vielfach als eine besondere
Gruppe der Hindus angesehen, die in der
Auseinandersetzung mit dem Islam eine be-
tonte Abwehrstellung einnahm, zugleich aber
manche Elemente islamischer Praxis über-
nommen hat. Die Sikhs wiederum wollen als
eigene Religionsgemeinschaft angesehen
werden. Da nun im Panjab viele Familien zum
Teil aus Hindus, zum Teil aus Sikhs bestehen,
sind die Übergänge fließend, die Betonung
der Identität darum aber um so notwendiger.
Äußere Zeichen wie Turban und Barttracht
dienen dieser Betonung der Identität.

Unter britischer Herrschaft galten die Sikhs
als eine der „martial races", der kriegerischen
Rassen, die bevorzugt für die britisch-indische
Armee rekrutiert wurden. Deshalb floß auch
viel Sold in ihre Heimat, den Panjab, der dort
in die Landwirtschaft investiert wurde. Als
die Briten zu Beginn dieses Jahrhunderts im
Zentral-Panjab Bewässerungskanäle bauten,
siedelten sie dort Sikhbauern an, die in der
Armee gedient hatten. Die Sikhs standen zum
größten Teil loyal zu den Briten, um so mehr
traf es sie, als die scheidenden Kolonialherren
den Panjab teilten und die Grenze mitten
durch die Siedlungsgebiete der Sikhs zogen.
Darauf begann ein großer Exodus. Die Sikhs
flohen in den bei Indien verbliebenen Ost-
Panjab. Ihre privilegierte Position in der Ar-



mee konnten sie nicht halten. In einem armen
Land wie Indien ist ein Posten in der Armee
sehr begehrt, andere Bevölkerungsgruppen
wollen daher ebenfalls berücksichtigt werden.
Immerhin stellen die Sikhs mit nur ca. drei
Prozent der indischen Bevölkerung noch ca.
10 Prozent der Soldaten und 22 Prozent der
Offiziere. Dennoch fühlen sie sich im Hin-
blick auf ihre einstige Vorrangstellung be-
nachteiligt und fordern, daß zumindest der
Status quo erhalten bleibt und der Anteil der
Sikhs nicht noch weiter zurückgeht
Eigentlich haben die Sikhs keinen Grund zur
Klage über ihre wirtschaftliche Position. Die 
„Grüne Revolution“ hat die Landwirtschaft im
Panjab zu großer Blüte gebracht; den meisten
Sikhbauern geht es gut, aber dieser Wohl-
stand schafft nicht unbedingt Zufriedenheit,
sondern läßt die Frage entstehen, warum man
Indiens Armut teilen soll, wenn man es in
einem separaten Sikhstaat, „Khalistan", noch
besser haben könnte. Solche Parolen finden
besonders bei der jungen Generation An-
klang. Wer trotz Schulbildung keine Stelle
findet und wenig Anteil an dem Wohlstand
hat, der ihn umgibt, ist rasch bereit, radikale
Lösungen zu fordern. Dabei wäre eine Sezes-
sion für viele Sikhs eine Katastrophe. Nur
rund neun Millionen der ca. 14 Millionen
Sikhs leben im Panjab, etwa fünf Millionen
leben in der Diaspora in allen Teilen Indiens.
Doch die Politik wird im Panjab gemacht, und
dort gibt es eine Sikh-Partei, Akali Dal, die an
sich nicht in das säkulare Parteienspektrum
Indiens hineinpaßt, aber bei den Sikhs beson-
dere Achtung genießt. Die Kongreßpartei hat
daher im Panjab schon immer, aber in letzter
Zeit ganz besonders einen schweren Stand
gehabt Sikhs, die der Kongreßpartei angehö-
ren — darunter auch der jetzige indische
Staatspräsident Zail Singh —, gelten bei den
Akali-Sikhs als Renegaten. Doch die Akalis
selbst sind sich keineswegs in allen Dingen
einig, und so liegt die Versuchung nahe, Zwist
unter ihnen zu säen, um daraus für die Kon-
greßpartei politischen Vorteil zu schlagen.

In diesem Sinne unterstützten die Kongreß-
politiker den radikalen Sikhführer Jarnail
Singh Bhindranwale und wurden dann den
Geist, den sie da riefen, nicht wieder los. Er
schürte den politischen Terrorismus, wurde
aber selbst von Rajiv Gandhi zu jener Zeit
noch als religiöser Führer bezeichnet. Im Ok-
tober 1983 wurde die Situation im Panjab so
chaotisch, daß die Bundesregierung „Presi-
dent's Rule" proklamierte, obwohl ein Sikh-
Ministerpräsident, der der Kongreßpartei an-

gehörte, an der Macht war. Doch selbst als
das geschehen war, ging man noch nicht ge-
gen Bhindranwale vor, der damals noch im
Gästehaus des Goldenen Tempels von Amrit-
sar lebte und sich erst im Dezember 1983 im
Akai Takht, dem Gebäude, das den Eingang
des Tempels beherrscht, verschanzte und es
zu einer Festung ausbaute. Von nun an war
alles auf die direkte Konfrontation mit der
indischen Armee angelegt, die dann im Juni
1984 den Befehl erhielt, den Goldenen Tem-
pel zu stürmen. Ein Sikh-General leitete den
Einsatz, ein pensionierter Sikh-General die
Verteidigung des Tempels. Sikh-Sicherheits-
beamte von Indira-Gandhis Leibwache er-
schossen sie wenige Monate später, andere
versuchten wenige Tage danach, auch den
Staatspräsidenten zu ermorden, der jedoch
dem Attentat entging. In den Städten Nordin-
diens, besonders in New Delhi, kamen bei
Vergeltungsaktionen viele Sikhs der Diaspora
ums Leben, die offenbar mit alledem nichts zu
tun hatten und nun ein Opfer ihrer allzu deut-
lich erkennbaren Identität wurden.

Der Gang der Ereignisse gemahnte an einen
Bürgerkrieg und man mußte schon befürch-
ten, daß nur noch die Armee Herr der Lage
werden könne. Die Entscheidung des Staats-
präsidenten, in dieser Situation unter Hintan-
setzung parlamentarischer Konventionen
kurzerhand Rajiv Gandhi zum Premiermini-
ster zu machen, war der rettende Ausweg.
Damit aber trägt dieser nun die Last, eine
Lösung zu finden, die sowohl die Sikhs befrie-
digt als auch die große Mehrheit der indi-
schen Bevölkerung überzeugt und zugleich
im Rahmen der durch die Verfassung gegebe-
nen Möglichkeiten bleibt Das scheint fast so
problematisch zu sein wie die Quadratur des
Kreises.
Die Bemühungen, die Forderungen der Sikhs
im Rahmen der vorgegebenen Verfassungs-
prinzipien von Säkularismus und Föderalis-
mus zu erfüllen, sind nicht neu, und sie haben
bisher zu keinem befriedigenden Ergebnis ge-
führt, sondern nur zu weiteren Forderungen
Anlaß gegeben. Das Bundesland Panjab, das
bis 1966 auch noch das jetzige Bundesland
Haryana einschloß, hatte eine überwiegende
Hindu-Mehrheit
Deshalb forderten die Sikhs eine Teilung die-
ses Bundeslandes und beriefen sich dabei auf
ihre Sprache, Panjabi, der eine eigene Sprach-
provinz zugestanden werden müsse. Dafür
gab es genügend Präzedenzfälle von der
Gründung Andhra Pradeshs, 1954, bis zur Tei-



lung des alten Bundeslandes Bombay in die
neuen Bundesländer Gujarat und Maharash-
tra im Jahre 1960. Als Indira Gandhi im er-
sten Jahr ihrer Amtszeit, 1966, den Sikhs
diese Forderung erfüllte und die Hindu-
Mehrheitsbezirke, in denen Hindi gesprochen
wird, vom Panjab abtrennte und so das Bun-
desland Haryana schuf, schien es so, als ob
damit ein Kompromiß gefunden worden war,
der den Sikhs de facto ein Sikh-Bundesland
zugestand, ohne daß das Prinzip des Säkula-
rismus aufgegeben worden war. Nun verblie-
ben aber im Panjab noch eine beträchtliche
Zahl von Panjabi-sprechenden Hindus, so daß
die Sikhs nur eine knappe Mehrheit haben.
Die Sikh-Partei Akali Dal kann sich daher
ihrer Machtstellung in diesem Bundesland
nie ganz sicher sein und muß entweder dafür
sorgen, daß die Sikhs geschlossen hinter ihr
stehen, oder sie muß Koalitionspartner bei
den Punjab-Hindus finden. Die erste Alterna-
tive bedeutet den Zwang zur Radikalisierung
und kompromißlosen Konfrontation, die
zweite dagegen erfordert Mäßigung und
Kompromißbereitschaft. Zwischen diesen bei-
den Polen schwankt die Politik der Akalis hin
und her.
Die Position der Kongreßpartei gibt dabei
entscheidende Anstöße. Als im Jahre 1973 die
Opposition gegen Indira Gandhi allgemein
zunahm, verabschiedeten die Akalis ihre bis
jetzt immer wieder zitierte Anandpur Sahib
Resolution, in der sie einen Föderalismus mit
weitgehender Autonomie der Bundesländer
forderten, die Bundesländer sollten ferner
ohne Gewichtung ihrer Größe auf der Bun-
desebene gleichrangig repräsentiert sein. Da-
neben forderten die Akalis in dieser Resolu-
tion aber auch einen mit dem Säkularismus
nicht vereinbaren Vorrang der politischen
Organisation (Khalsa) der Sikhs im Panjab.

Nachdem Indira Gandhi die Wahl von 1977
verloren hatte, bemühten sich die Akalis um
gute Beziehungen zur neuen Bundesregie-
rung und hoben in einer erneuten Resolution
die extremen Forderungen der Anandpur Sa-
hib Resolution nicht noch einmal hervor. Un-
ter einer Akali-Regierung schienen die Sikhs
in diesen Jahren den Weg zur Kompromißbe-
reitschaft zu finden. Das änderte sich freilich,
als diese Regierung nach Indira Gandhis
Wahlerfolg von 1980 alsbald gestürzt wurde.
Von nun an gingen die Akalis notgedrungen
wieder auf Konfrontationskurs mit allen Kon-
sequenzen, die sich daraus ergeben haben.
Die Erfahrung zeigt also, daß die Akalis „im
Lichte der Anandpur Sahib Resolution", auf
die sie natürlich hinweisen müssen, auch ge-
mäßigtere Resolutionen fassen können. Man
kann nur hoffen, daß es Rajiv Gandhi gelingt,
diese Kompromißbereitschaft bei den Akalis
wieder zu wecken. Ein Weg dorthin ist viel-
leicht durch das Eingehen auf ökonomische
Forderungen gegeben, die in den Resolutio-
nen der Akalis eine nicht unerhebliche Rolle
spielen. Man wünscht sich höhere Agrar-
preise, Steuererleichterung beim Kauf von
Traktoren, eine Förderung der Industrie im
Panjab und dergleichen mehr. Es wäre sicher
verfehlt, die religiösen und politischen Forde-
rungen der Sikhs für Drohgesten zu halten,
die dazu dienen sollen, ihren ökonomischen
Forderungen Nachdruck zu verleihen. Aber
ein Eingehen auf die ökonomischen Forde-
rungen könnte die Kompromißbereitschaft
stärken. Regionale Wirtschaftsprobleme ste-
hen derzeit überall in Indien zur Debatte. Sie
müssen auf der Länderebene in Angriff ge-
nommen werden, und hier könnte man viel-
leicht gerade im Panjab Akzente setzen, die
dann auch für die indische Wirtschaftspolitik
allgemein anregend wirken könnten.

V. Wirtschaftswachstum und Regionalentwicklung

Die indische Wirtschaft wächst in letzter Zeit
zwischen fünf und sieben Prozent pro Jahr;
bei einem Bevölkerungswachstum von ca. 2,5
Prozent pro Jahr verbleibt damit immer noch
eine Jahreswachstumsrate von durchschnitt-
lich drei bis vier Prozent Wenn nicht gerade
der wetterwendische Monsun Indien zwei
Dürrejahre hintereinander beschert, ist die
Selbstversorgung Indiens mit Getreide gesi-
chert Die Flächenerträge liegen in Indien im-
mer noch unter denen anderer Länder, und

daher ist noch genügend Potential für eine
Produktionserhöhung vorhanden.
Auch auf dem Energiesektor ist die Selbstver-
sorgung ein nicht mehr weitentferntes Ziel.
Indien hat große Kohle- und Ölvorräte. Nach
den Energiekrisen der siebziger Jahre, die In-
dien hart getroffen haben, ist die indische Öl-
förderung stark vorangetrieben worden. Der
ausgedehnte Festlandssockel vor Indiens
Westküste ist wohl mindestens ebenso ergie-
big wie die Erdölgebiete der Nordsee.



Die Industrieproduktion, die über ein Jahr-
zehnt zunächst durch Engpässe in der Agrar-
produktion und dann durch die Energiekrise
in eine Dauerrezession geraten war, zeigt
deutliche Anzeichen einer Belebung. Mit ei-
ner Politik der Liberalisierung versucht die
Regierung, die internationale Wettbewerbsfä-
higkeit der indischen Industrie zu heben, die
allzulange durch Protektionismus gegen die-
sen Wettbewerb abgeschirmt worden war. Ra-
jiv Gandhi setzt sich für die moderne Compu-
tertechnologie ein und wird sich bemühen,
Indien auf diesem Gebiet ganz weit nach vorn
zu bringen. Die besondere Begabung der In-
der für die Mathematik, für die es seit der
Erfindung der Null durch einen indischen Ge-
lehrten des Altertums immer wieder neue Be-
weise gibt, dürfte eine Garantie für große Er-
folge auf diesem Gebiet sein.

Insgesamt steht es recht gut um die Wachs-
tumschancen der indischen Wirtschaft. Nur
um die Verteilung ist es schlecht bestellt, und
zwar sowohl im Sinne einer gleichmäßigeren
Verteilung von Einkommen und Kaufkraft als
auch im Hinblick auf die Probleme der Regio-
nalentwicklung. Rund zehn Prozent der indi-
schen Bevölkerung, und das sind zur Zeit
etwa 70 Millionen Menschen, verdienen ge-
nug Geld, um die Nachfrage nach Agrar- und
Industrieproduktion zu beleben. 70 Millionen
— das ist ein stattlicher Markt, doch 630 Mil-
lionen leben entweder im Rahmen einer mehr
oder weniger erträglichen Selbstversorgung
oder am Rande eines schwer definierbaren
Existenzminimums.

Krasse regionale Entwicklungsunterschiede
sind ein Symptom dieser ungleichen Vertei-
lung: Der Osten Indiens etwa jenseits der Li-
nie Delhi-Madras hat einen Lebensstandard,
der sich mit dem der ärmeren Länder Afrikas
vergleichen läßt, während sich der Westen
Indiens weitgehend auf dem Niveau Latein-
amerikas befindet. Die Urbanisierung Indiens
ist demgemäß auch sehr uneinheitlich. Im
Osten gibt es außer der verfallenden Metro-
pole Kalkutta und einigen neuen Enklaven
der Schwerindustrie nur wenige bedeutende
Städte. Das ist im Westen ganz anders, wo
sich viele Großstädte befinden. Insbesondere
die Bundesländer Panjab im Norden und Ta-

mil Nadu im Süden zeigen eine vergleichs-
weise gut gestaffelte Urbanisierung. Ganz un-
ausgewogen ist dagegen die übergroße Kon-
zentration in und um Bombay, wo zur Zeit
etwa 15 Millionen Menschen leben und die
städtische Infrastruktur unter dieser Bevölke-
rungslast fast zusammenbricht. Ein Fünftel
des gesamten indischen Kraftfahrzeugver-
kehrs zwängt sich durch die Straßen dieser
Metropole des Westens. Da wäre es sicher
sinnvoller, statt noch mehr Industrie in dieser
Region anzusiedeln, zum Beispiel im Panjab
ein großes Industriezentrum zu schaffen.
Unter dem Gesichtspunkt des Abzugs über-
flüssiger Arbeitskräfte aus der Landwirtschaft
wäre freilich auch die große Region nördlich
von Patna und Benares (Varanasi) ein Gebiet,
das eine Priorität in der Regionalentwicklung
verdient. Dort gibt es viele rein agrarische
Distrikte mit einer Bevölkerungsdichte von
600 Menschen pro Quadratkilometer. Land-
lose Landarbeiter und arme Teilpächter wer-
den unter solchen Bedingungen unerbittlich
ausgebeutet. Die „Grüne Revolution" hat in
diesen Gebieten weniger Wirkung gezeigt als
anderswo. Planer, die in New Delhi sitzen und
gesamtwirtschaftliche Wachstumsraten er-
rechnen, denken oft nicht an diese Problem-
regionen, und den zuständigen Landesregie-
rungen fehlt es meist an Planern und Mitteln,
um selbst Initiativen zu ergreifen.
Mahatma Gandhi wollte Indien von seinen
Dörfern her aufbauen, und Jawaharlal Nehru
setzte auf die Industrie, von der er den großen
Durchbruch zum allgemeinen Wirtschafts-
wachstum erhoffte. Es gab heftige Debatten
zwischen ihnen, wie die Prioritäten zu setzen
seien. Nehru hat recht, denn Indien hatte
nach Überwindung der Kolonialherrschaft ei-
nen großen Nachholbedarf auf dem Gebiet
der Industrialisierung. Aber Gandhi hatte
auch recht, denn nur, wenn Armut und Aus-
beutung auf der Dorfebene beseitigt werden,
ist eine positive und stetige Wirtschaftsent-
wicklung möglich. Gandhis und Nehrus An-
sätze müssen sich auf der Ebene der Regio-
nalentwicklung ergänzen, die Industrie und
Landwirtschaft aufeinander abstimmt. Es ist
zu hoffen, daß Indien jetzt unter neuem Ma-
nagement diese Aufgabe zielstrebig in Angriff
nimmt.



Andrea Kerstges

Australische Sicherheitspolitik im Wandel
Eine europäische Enklave im asiatisch-pazifischen Raum

Am 14. Juli 1984 wurden in Neuseeland vor-
gezogene Neuwahlen durchgeführt. David
Lange, Führer der Labor Partei, löste den seit
neun Jahren regierenden konservativen Pre-
mierminister Robert Muldoon in seinem Amt
ab. Mit dem 42jährigen Lange kam ein Politi-
ker der jüngeren Generation an die Macht,
deren Hauptziel ein atomwaffenfreies Neu-
seeland in einem entnuklearisierten Pazifik
ist. Kurz nach den Wahlen, im Sommer, er-
klärte Lange noch, daß Neuseeland in dem
1951 geschlossenen Verteidigungspakt mit
den Vereinigten Staaten von Amerika und
Australien — ANZUS — verbleiben werde,
aber daß er alle atomgetriebenen und atomar
bestückten Schiffe, auch die der USA, nicht in
neuseeländische Häfen einlaufen lassen wer-
de.
Auf dem Labor-Parteitag im September 1984
stimmte die Mehrheit der Delegierten jedoch
bereits für einen Austritt Neuseelands aus
dem ANZUS-Pakt und für eine Kürzung des
neuseeländischen Militäretats um ein Viertel
auf ,5 % des Bruttosozialprodukts. Auch soll-
ten die 800 neuseeländischen Soldaten aus
Singapur zurückgezogen und jegliche Zusam-
menarbeit Neuseelands mit Indonesien und
den
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Philippinen wegen der dort vorkommen-
den Menschenrechtsverletzungen beendet
werden. Eine der wichtigsten Forderungen
der Labor-Delegierten war die Schließung ei-

I. Machtwechsel im Südpazifik

nes US-Stützpunktes auf Neuseeland, von
dem aus amerikanische Operationen in der
Antarktis unterstützt werden, und die Been-
digung jeder militärischen Zusammenarbeit
mit den Atommächten. Die Resolutionen der
Delegierten sind jedoch für die Lange-Regie-
rung erst dann verbindlich, wenn sie auch von
der Fraktion der Partei übernommen wer-
den.

Als erste Reaktion der US-Regierung auf ei-
nen möglichen Austritt Neuseelands aus dem
ANZUS-Pakt wurde mit dem Verlust von
Handelsprivilegien für neuseeländische
Milchprodukte gedroht.

Obwohl nun in Australien und in Neuseeland
Labor-Regierungen an der Macht sind, hat
sich das Verhältnis der beiden Nachbarstaa-
ten zueinander eher abgekühlt. Australiens
Premierminister Robert Hawke will David
Langes Forderungen nach einer Entnukleari-
sierung des ANZUS-Paktes nicht mittragen
(näheres hierzu in Kapitel V und VI). Und
auch die kleineren Pazifikstaaten sehen sich
in einer zu großen wirtschaftlichen, politi-
schen und militärischen Abhängigkeit von
den USA, als daß sie eine Konfrontation wa-
gen würden. David Lange wird daher eher mit
einer Zustimmung in Europa als im Pazifik
rechnen können 1).

II. Spezifische Sicherheitsinteressen Australiens

1. Geographische Lage
Bei der Formulierung ihrer Sicherheitspolitik
kommt die australische Regierung nicht um-
hin, ihre geographische Lage als einen we-
sentlichen Bestimmungsfaktor miteinzubezie-
hen. Mit einer Fläche von 7 687 000 km* und
seinen knapp 15 Millionen Einwohnern über-
wiegend europäischer Abstammung bildet
Australien eine dünnbesiedelte Enklave im
asiatisch-pazifischen Raum2). Die geringe Be-
völkerungszahl und der außerordentlich hohe
Grad der Verstädterung (87 %)3) in Verbin-

1) Zum gesamten Kapitel 1 siehe Neue Zürcher
Zeitung vom 27.3. 1984, S. 4; Frankfurter Allge-
meine Zeitung vom 13. 7. 1984, S. 3, und 24. 11. 1984,
S. 12; Süddeutsche Zeitung vom 14./15. 7. 1984, S. 8;
Die Zeit vom 19. 10. 1984, S. 87.
2) Siehe W. Draguhn/R. Hofmeier/M. Schönborn
(Hrsg.), Politisches Lexikon Asien und Südpazifik,
München 1980, S. 13 (im folgenden zit. Lexikon
Asien).
3) Siehe Lexikon Asien, S. 13.

dung mit einer extrem langen, exponierten
Küste von etwa 20 000 Kilometern machen
den Inselkontinent äußerst verwundbar.



Australien hat zwar keine unmittelbare
Grenze zu einem Nachbarstaat, so daß ein
feindlicher Angriff nur auf dem See- oder
Luftweg möglich ist. Andererseits aber kann
auch die Abwehr eines Angriffs nur durch
See- oder Luftstreitkräfte erfolgen. Diesem
Faktum trägt die Stärke der australischen
Streitkräfte insofern Rechnung, als 52 000 
Mann von Navy und Air Force den nur 39 000 
Mann der Army gegenüberstehen4). Die nied-
rige Truppenstärke, große Entfernungen zu
möglichen Angriffszielen und eine unzurei-
chende Infrastruktur lassen einen effektiven
Einsatz von Heerestruppen nur begrenzt zu.
Die Distanz Australiens zu seinen asiatischen
und pazifischen Nachbarn hat den Vorteil,
daß ein feindlicher Angriff erschwert wird —
„illusion of distance" —, aber auch den Nach-
teil, daß es sehr lange dauern kann, bis Hilfe
von befreundeten Staaten, z. B. von Großbri-
tannien oder den USA, kommt — „tyranny of
distance"5). Neben Neuseeland im Südosten,
von dem Australien durch das Tasmanische
Meer getrennt ist, sind die nächsten Nach-
barn im Osten Papua-Neuguinea, im „nahen"
Norden Indonesien, Malaysia und Singapur,

4) Zahlenangabe entnommen aus: Minister of De-
fence (Ed.), Defence Report 1981, S. 63.
) Zitiert nach H. G. Gelber, Australia and the
Great Powers, in: B. D. Beddie (Ed.), Advance Au-
stralia — Where?, Melbourne 1975, S. 58.
6) Siehe H. S. Nicholas, The Australian Constitu-
tion, Sydney 1952, S. 458.

im „fernen" Norden und Nordwesten Japan,
China, Indochina und Indien.

2. Historische Bindungen

Trotz der großen räumlichen Distanz besitzt
Australien enge traditionelle Bindungen an
Europa, vor allem an Großbritannien. Seit
dem Zusammenschluß der ehemals britischen
Kolonien im Jahre 1901 zum Commonwealth
of Australia wird Australien in Anlehnung an
das britische Regierungssystem föderativ und
demokratisch regiert6). Die Verfassung vom
9. Juli 1900, welche die britische Königin zum
Staatsoberhaupt Australiens erklärt — vertre-
ten durch einen Generalgouverneur —, hat,
abgesehen von kleinen Änderungen, noch
heute Gültigkeit.



Als eines der „alten" Mitglieder des „British
Commonwealth of Nations" beteiligte sich
Australien mit großem Einsatz und schweren
Verlusten in beiden Weltkriegen7). Hinzu
kommt, daß Australien ein klassisches Ein-
wanderungsland ist. 1978 war die australische
Bevölkerung noch zu 98 % europäischer Ab-
stammung8), was zu großen Gemeinsamkei-
ten in der Kultur, im Erziehungswesen, im
Regierungs- und Verwaltungssystem und in
der Gesetzgebung führte.
Ein abrupter Umschwung im militärischen
Verhältnis Australiens zu Großbritannien trat
mit dem Angriff der Japaner auf Singapur im
Dezember 1941 ein. Bis zu diesem Zeitpunkt
hatte Australien als britischer Allianzpartner
in Deutschland seinen Hauptfeind gesehen
und seine Divisionen zur Unterstützung
Großbritanniens unter anderem in Nordafrika
zum Schutz des Suez-Kanals stationiert. Mit
der japanischen Eroberung Singapurs, das bis-
lang als uneinnehmbare britische Festung ge-
golten hatte und als solche auch die australi-
sche Sicherheit garantierte — „the stronghold
itself, with its promised reinforcement was
our guarantee of security"9) —, mußte Austra-
lien nun erkennen, daß sein Hauptgegner
jetzt Japan war, und daß es diesem völlig
schutzlos gegenüberstand: Es konnte sich we-
der selbst verteidigen noch auf Unterstützung
durch Großbritannien hoffen, das sich auf den
Krieg in Europa konzentrieren mußte. Der
einzig mögliche Partner, der stark genug war,
Australien Hilfe zu gewähren, waren die
USA, an die sich Premierminister Curtin am
27. Dezember 1941 mit der Bitte um Hilfe
wandte. Die Erfolge Japans im Pazifikkrieg
(Hongkong/Manila/Rabaul/Singapur) bestä-
tigten der australischen Labor-Regierung die
Richtigkeit ihrer Entscheidung, sich von
Großbritannien ab- und den stärkeren USA
zuzuwenden. Eine materielle Hilfe seitens
Großbritanniens bestand aber weiterhin.
Entscheidend für die australische Sicherheit
wurde die Seeschlacht in der Coral Sea am
8. März 1942, durch die mit Hilfe der Verei-
nigten Staaten die Japaner von Port Moresby
(Papua-Neuguinea) abgehalten werden konn-

ten; damit wurde eine direkte Bedrohung des
australischen Kontinents verhindert10).

3. Stellung in der Weltpolitik
Die Entwicklung der weltpolitischen Stellung
Australiens ist in engem Zusammenhang mit
der Entfaltung des Landes vom britischen Ko-
lonialgebiet des 19. Jahrhunderts zu einem
unabhängigem Staat zu sehen. Bis 1940 wurde
nicht einmal der Versuch gemacht, eine ei-
genständige Außenpolitik zu konzipieren11).
Erst allmählich — mit der Errichtung der er-
sten diplomatischen Vertretungen in Wa-
shington, Tokio und Ottawa 1940 und dem
Trauma von Singapur 1941/42 — bemühte
sich die australische Regierung um eine ei-
genständige Außenpolitik, verstanden im
Sinne einer Loslösung vom Mutterland Groß-
britannien. Die isolierte geographische Lage,
die riesige Fläche des Landes und die geringe
Bevölkerungszahl, verbunden mit dem Gefühl
einer zunehmenden Bedrohung durch den in
Asien sich ausbreitenden Kommunismus, lie-
ßen die australische Regierung zu dem Schluß
kommen, daß sie sich einer größeren Schutz-
macht — den USA — anvertrauen müßte.
Hinzu kam, daß die noch in den Kinderschu-
hen steckende australische Wirtschaft techni-
sches Know-how, Kapital und gesicherte Ab-
satzmärkte vor allem für landwirtschaftliche
Erzeugnisse benötigte. Auch für seine schier
unerschöpflichen Rohstoffvorkommen aller
Art (Stein- und Braunkohle, Eisenerz, Natur-
gas, Bauxit, Erdöl, Uran) hatte Australien sich
bereits in den fünfziger Jahren nach zah-
lungskräftigeren Abnehmern — Japan und
die USA — umgesehen.
Die zunehmende Interdependenz wirtschaftli-
cher Faktoren und politischer Ereignisse und
Entscheidungen veranlaßte Australien außer
seiner Zugehörigkeit zum ANZUS-Pakt (1951)
und zur SEATO (1954) zum Beitritt in die Or-
ganisation für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung OECD (1971) und einer
aktiven Teilnahme an den Verhandlungen
der Welthandelskonferenz (UNCTAD). Auch
im Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten
Nationen war es fünfmal Mitglied, zuletzt von
1980 bis 198212). Australien erkannte die Not-
wendigkeit, neben einer politischen Zusam-



menarbeit mit gleichgesinnten Ländern, wie
z. B. Westeuropa und den Vereinigten Staa-
ten, auch eine zuverlässige Wirtschafts- und
Handelspolitik zu betreiben. Hierzu bedurfte
es jedoch einer Diversifizierung der wirt-
schaftlichen Beziehungen zur Reduzierung
der ökonomischen und politischen Abhängig-
keit. Diese wiederum setzte und setzt ein ei-

genständiges internationales Engagement
voraus, zumal die bisherige Protektion Au-
straliens durch Großbritannien und das Com-
monwealth kaum noch existiert. Die einzige,
wenn auch begrenzte Möglichkeit für eine
mittlere Macht vom Charakter Australiens,
weltpolitisch mitzureden, besteht auf dem
wirtschaftlichen Sektor.

III. Veränderungen im australischen Feindbild
in der Zeit von 1949 bis 1982

Die Perzeptionen und Analysen von Ereignis-
sen der Weltpolitik seitens der politischen
Akteure Australiens sind äußerst parteige-
bunden und wirken sich selbstverständlich
auch auf die sicherheitspolitischen Konzep-
tionen und Vorstellungen aus. Die Sicher-
heitspolitik Australiens hing und hängt ent-
scheidend davon ab, ob eine konservative
oder eine „sozialdemokratische" Regierung an
der Macht ist. Die Entwicklung der australi-
schen Sicherheitspolitik läßt sich daher am
besten streng chronologisch anhand der ver-
schiedenen Regierungsperioden darstellen.
— Konservative: Liberal Party/National
Country Party (1949 bis 1972)
Nach den Wahlen im Dezember 1949 über-
nahm die Liberal-Country-Party-Koalition die
Regierung, und Menzies, der Führer der kon-
servativen Liberal Party, löste Chiefley als
Premierminister ab. Außenminister wurde
Percy Spender, ebenfalls Mitglied der Liberal
Party. Er blieb zwar nur bis 1951 im Amt
(dann wurde er von Casey abgelöst), schuf
jedoch in seiner kurzen Amtszeit mit dem
ANZUS-Pakt — und bedingt auch mit dem
Colombo-Plan — eine Basis für die australi-
sche Sicherheitspolitik, die bis heute Gültig-
keit hat.
Die Wahlen fielen in eine Zeit, in der sich der
Ost-West-Konflikt immer mehr zuspitzte und
in der kommunistische Kräfte zunehmend an
Boden zu gewinnen schienen, so z. B. in Chi-
na, Indochina, Burma und Malaya. Hinzu kam
die Stabilisierung der Macht der Sowjetunion
in Osteuropa, die Unabhängigkeit Indone-
siens unter Sukarno und der Wunsch Indiens,
als selbständige Republik im Commonwealth
of Nations bleiben zu dürfen.
Auch innenpolitisch schienen die Kommuni-
sten auf dem Vormarsch zu sein: Die teil-
weise unter kommunistischer Kontrolle ste-
henden Gewerkschaften Australiens riefen zu
einem nationalen Kohlestreik auf und ver-
suchten die Arbeit an einem militärischen

Projekt, das die australische Regierung zu-
sammen mit Großbritannien in Woomera
durchführte (Joint Long Range Weapon Pro-
ject), zu behindern. Die erfolgreichen Versu-
che der Konservativen, die Labor Partei in die
Nähe der Kommunisten zu rücken, und die
Angst vor dem Kommunismus verhalfen der
Liberal-Country-Party-Koalition zur Regie-
rungsmacht. Letzteres, die Angst vor dem
Kommunismus, sollte zu dem bestimmenden
Faktor der australischen Sicherheitspolitik
bis 1972 werden. Sowohl der Colombo-Plan
(1950) als auch der ANZUS-Pakt (1951), aber
auch der Manila-Pakt (1954) zeigen sehr deut-
lich, daß die Außen- und Sicherheitspolitik
der konservativen Regierung beherrscht
wurde von einem wachsenden Antikommu-
nismus, der noch ausgeprägter war als in den
USA, und daß sie ihre Sicherheit in erster
Linie auf militärischer Ebene zu gewährlei-
sten suchte. Die wirtschaftliche Ebene kam
erst an zweiter Stelle ).13

Der Colombo-Plan wurde im Januar 1950 auf
dem Außenministertreffen der Common-
wealthländer in Colombo (Sri Lanka) ins Le-
ben gerufen. Mit Hilfe dieses Wirtschaftspla-
nes, dessen Initiator der australische Außen-
minister Spender war, sollte der Lebensstan-
dard der Bevölkerung Asiens verbessert wer-
den, um die politische Stabilität der einzelnen
Länder wie der gesamten Region zu sichern.
Man ging davon aus, daß wirtschaftlich
schwache und politisch unstabile Länder an-
fälliger wären für kommunistische Ideen, und
daß sich der „Internationale Kommunismus"
in zunehmendem Maße auch in Asien aus-
breiten und damit letztlich auch die Sicher-
heit Australiens gefährden würde14): „The
plan's prime purpose was to resist Commu-
nism, not to improve the economics of devel-



oping Countries. The objective was ... the
preservation of Australia's security. “ )
Spender, der die Bedeutung der asiatischen
Nationen für die Weltsicherheit sehr hoch
einschätzte, war mit seiner Beurteilung der
US
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-Regierung unter Truman einen Schritt
voraus. Diese nämlich verlagerte ihren Inter-
essenschwerpunkt von Europa nach Asien
erst nach dem Einfall der Truppen des kom-
munistischen Nordkorea in den kapitalisti-
schen Süden im Juni 1950. In der Kooperation
mit den USA sah Spender die wichtigste Prä-
misse für das Gelingen des Colombo-Plans.
Denn nur mit Hilfe der Vereinigten Staaten
konnten die erforderlichen finanziellen Mit-
tel aufgebracht werden.
Zur Wahrung der äußeren Sicherheit Austra-
liens strebte Spender ein militärisches Bünd-
nis mit den USA an. Er hatte erkannt, daß
Australien sich im Falle eines Angriffs nicht
ohne fremde Hilfe verteidigen und daß die
bisherige Schutzmacht Großbritannien kei-
nen effektiven Schutz mehr gewähren konnte.
Bei seinem Besuch in Washington im Septem-
ber 1950 ließ daher Spender die US-Regierung
wissen, daß der australischen Regierung ein
pazifischer Sicherheitspakt, ähnlich dem der
NATO, vorschwebte. Ziel des Paktes sollte
die gegenseitige Verteidigung der Mitglieds-
länder im Falle einer Aggression gegen eines
der Länder sein.
Die Vereinigten Staaten zeigten zwar noch
kein sonderliches Interesse an einem pazifi-
schen Sicherheitspakt; da sie aber großen
Wert darauf legten, daß Australien zu den
Unterzeichnern des Friedensvertrags mit Ja-
pan gehörte, waren sie bereit, Konzessionen
in Form eines Sicherheitspaktes zu machen.
Auch erkannten sie seit Beginn des Korea-
Krieges zunehmend die strategische und
ideologische Bedeutung des „Fünften Konti-
nents" im Rahmen ihrer „Containment-Poli-
tik". Die australische Regierung hingegen
machte sich die amerikanische Sichtweise zu
eigen und sah im Korea-Krieg ein Anwachsen
der kommunistischen Gefahr; sie war nun
eher bereit, Japan als weniger bedrohlich ein-
zustufen und den gemeinsamen Friedensver-
trag als den Preis für einen Sicherheitspakt zu
akzeptieren. Im September 1951 kam es dann
zur Unterzeichnung des ANZUS-Paktes zwi-
schen Australien, Neuseeland und den
USA16).

Der Antikommunismus und das daraus resul-
tierende Bedrohungsgefühl der konservativen
Parteien Australiens — die von 1949 bis 1972
ununterbrochen’ die Regierung stellten —
steigerten sich in dem Maße, in dem der Anti-
kommunismus in den USA wuchs und deren
politische wie vor allem sicherheitspolitische
Entscheidungen bestimmte. Ausdruck hierfür
war z. B. die Gründung der SEATO (South-
East-Asia-Treaty-Organisation) im September
1954 in Manila (auch als Manila-Pakt bezeich-
net). Neben Australien und den Vereinigten
Staaten gehörten noch Neuseeland, Großbri-
tannien, Frankreich, Pakistan, Thailand und
die Philippinen dem Manila-Pakt an. Für die
australische Regierung bedeutete die Grün-
dung der SEATO eine Ergänzung zum
ANZUS-Pakt und somit eine Vergrößerung
der eigenen Sicherheit. Der Pakt umschloß
drei asiatische Staaten, die USA engagierten
sich militärisch in Asien, und Australien
konnte damit seine Bindungen zu den USA,
aber auch zu Großbritannien verstärken ).17



Der Pakt ermöglichte eine gemeinsame mili-
tärische Planung sowie technische und wirt-
schaftliche Hilfe. Das Herzstück aber war das
Angebot westlicher Militärhilfe im Falle ei-
nes kommunistischen Angriffs auf Vietnam,
Kambodscha und Laos. Diese Länder waren
zwar keine direkten Mitglieder der SEATO,
ihr Territorium wurde jedoch durch ein Zu-
satzprotokoll in den Verteidigungsbereich
mit einbezogen ). Die Mitgliedschaft Austra-
liens im Manila
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-Pakt war somit ein weiterer
Versuch, die eigene Sicherheit mit Hilfe eines
kollektiven Verteidigungssystems zu gewähr-
leisten: „Für Australien ist die effektive An-
wesenheit und aktive Teilnahme der Verei-
nigten Staaten als einer Großmacht im asiati-
schen und pazifischen Raum von lebenswich-
tigem Interesse .... da die Wahrung unserer
internationalen Interessen direkt mit dem
Schutz Südostasiens vor Aggression und vor
kommunistischer Herrschaft zusammen-
hängt" ).19

Eine weitere tragende Säule des australisch-
amerikanischen Bündnisses sind die amerika-
nischen Militäreinrichtungen auf australi-
schem Boden. Sie sind der Beweis dafür, daß
Australien nicht nur Sicherheit „konsumiert",
sondern auch „produziert". Denn mit der Ent-
wicklung interkontinentaler ballistischer Ra-
keten und der mit nuklearen Geschossen be-
stückten Polaris-U-Boote war es für die Verei-
nigten Staaten notwendig geworden, Kommu-
nikationsbasen an Land zu stationieren, um
mit ihren im Indischen Ozean manövrieren-
den U-Booten Kontakt zu halten. Damit lie-
gen Teile der Sowjetunion und die chinesi-
sche Provinz Sinkiang in Raketenreichweite,
und die U-Boote können gleichzeitig als Ge-
genpart zur sowjetischen U-Boot-Präsenz im
Indischen Ozean dienen ). Da die Sowjet-
union die strategische Parität nahezu erreicht
hatte, galt es nun im Rahmen der Doktrin der
„flexible response", die Zweitschlagskapazität
der USA zu sichern, wozu unter anderem eine
Kommunikationsstation auf australischem
Boden erforderlich war21 )- Das wichtigste
diesbezügliche Abkommen ist das Nordwest-

kapabkommen vom 9. Mai 1963. Es erlaubt
den USA, ein 28 Quadratmeilen großes Ge-
biet am Nordwestkap Australiens für die
Dauer von 25 Jahren von der australischen
Regierung zu pachten und dort eine Kommu-
nikationsstation zu errichten. Australien er-
hielt zwar Zugang zu der Station, aber keine
Kontrolle über die Operationen. Die Station
soll lediglich zu Verteidigungszwecken die-
nen.

— Sozialdemokraten: Labor Party (1972 bis
1975)

Aus den Wahlen im Dezember 1972 ging
erstmals seit 23 Jahren die Labor Partei unter
Gough Whitlam als Sieger hervor. So wie
1949 der zunehmende Ost-West-Konflikt die
Übernahme der australischen Regierung
durch die Konservativen förderte, begünstigte
das zu Anfang der siebziger Jahre aufkom-
mende Klima der Entspannung den Sieg der
Labor Partei. Beide Supermächte, USA und
UdSSR, hatten Ende der sechziger Jahre be-
gonnen, den Stellenwert ihrer Außenpolitik
neu zu überdenken. Sie waren bemüht, die
militärische, aber auch politische Bipolarität
zu verändern und die direkte Konfrontation
durch teilweise Kooperation zu ersetzen.
Die ersten Amtshandlungen des neuen au-
stralischen Premierministers Whitlam, der
zunächst auch das Amt des Außenministers
innehatte, waren Maßnahmen, die die Politik
der vorherigen Regierungen revidierten. So
wurde die Volksrepublik China bereits 20
Tage nach den Wahlen anerkannt und die
Aufnahme diplomatischer Beziehungen in die
Wege geleitet bei gleichzeitigem Abruf des
australischen Botschafters aus Taiwan. Die
bisherige Nichtanerkennung Chinas war Aus-
druck der tiefverwurzelten, emotionalen
Feindschaft der konservativen Parteien Au-
straliens gegenüber dem „Internationalen
Kommunismus" gewesen. Mit der Anerken-
nung Chinas, der wenig später die Anerken-
nung Nordkoreas, der Deutschen Demokrati-
schen Republik und der baltischen Staaten —
Estland, Lettland, Litauen — als Sowjetrepu-
bliken folgte, demonstrierte die Labor-Regie-
rung, daß die Zeit der ideologisch geprägten,
antikommunistischen Außenpolitik vorbei
war, und daß sie eine größere Unabhängigkeit
von den USA anstrebte.
Im Gegensatz zur vorherigen Regierung
scheute die Labor-Regierung auch nicht davor
zurück, an ihrem Verbündeten USA offen Kri-
tik zu üben. Als US-Präsident Nixon Weih-
nachten 1972/Neujahr 1973 erneut schwere



Luftangriffe auf Nordvietnam durchführen
ließ, schickte Premierminister Whitlam einen
Protestbrief an das Weiße Haus; drei seiner
Minister griffen Nixon öffentlich an. Auch
weigerten sich australische Hafenarbeiter,
Schiffe mit amerikanischer Ware zu löschen.
Whitlam fiel es leichter, die amerikanische
Vietnampolitik zu kritisieren, da er die süd-
ostasiatische Region nicht wie die konservati-
ven Parteien als lebenswichtig für die austra-
lische Sicherheit betrachtete und somit auch
deren Interesse an der militärischen Präsenz
der USA im asiatisch-pazifischen Raum kei-
neswegs teilte. Ihm schwebte vielmehr eine
stärkere Regionalisierung bis hin zur Neutra-
lisierung der Region vor, was letztlich einen
Rückzug der Großmächte aus Südostasien be-
deuten würde. Für Australien war dies die
Preisgabe der militärischen Intervention als
außenpolitisches Mittel. Whitlams Ziel, im
Rahmen des Bündnisses mit den USA mehr
Unabhängigkeit zu erlangen und nationale In-
teressen stärker durchzusetzen, führte dazu,
daß der ANZUS-Pakt zwar weiterhin der Eck-
pfeiler der australischen Sicherheitspolitik
blieb, jedoch nicht länger als politisches Pro-
gramm galt: „ANZUS may be one of the pillars
of our international policy, but it cannot be
made to bear the entire weight of policy. ")
Die Grundlage der Sicherheitspolitik der
Whitlam
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-Regierung war die Annahme, daß
die Sicherheit Australiens sich mit zuneh-
mender Stabilität der Region vergrößern wür-
de, und Australien sich daher intensiver um
die Belange seiner näheren Umgebung küm-
mern müßte. Die Stabilisierung der Region
und die Gewährleistung der Sicherheit wollte
Whitlam nicht wie seine konservativen Vor-
gänger mit militärischen Mitteln erreichen,
sondern vor allem durch mehr Zusammenar-
beit in regionalen Organisationen, und dort
besonders auf wirtschaftlichem Gebiet. Durch
die Unterstützung des Vorschlags der ASE-
AN-Staaten, eine Zone des Friedens, der Frei-
heit und der Neutralität (ZOPFAN) in Südost-
asien zu schaffen, aber auch durch die Mit-
gliedschaft in zahlreichen schon bestehenden
kleineren regionalen Organisationen (z. B. im
South Pacific Forum, in der South Pacific
Commission, in der Asian Development Bank
u. a. )23 ), gelang es der australischen Labor-
Regierung, sich mit den asiatischen Staaten
zu identifizieren und, wenn auch nicht initia-

tiv, so doch auf jeden Fall konstruktiv und
aktiv an der Politik des asiatisch-pazifischen
Raums teilzunehmen. Das durch die vorheri-
gen konservativen Regierungen aufgebaute
Negativimage als „blinder Verfechter" der
westlichen, insbesondere der amerikanischen
Interessen, konnte dadurch zumindest abge-
baut werden.

— Konservative: Liberal Party/National
Country Party (1975 bis 1982)

Nach den Wahlen von 1975 stellten erneut
die konservativen Parteien — Liberal Party
und National Country Party — die Regierung,
doch unter Premierminister Malcolm Fraser
änderte sich außenpolitisch und sicherheits-
politisch nicht sehr viel. Denn während der
Zeit in der Opposition hatten die beiden Par-
teien Gelegenheit, ihre außenpolitischen
Konzepte und Positionen zu überdenken. Sie
mußten erkennen, daß die Außenpolitik der
Labor Partei durchaus im Einklang mit den
weltpolitischen Veränderungen der siebziger
Jahre stand und daß sie diese nach dem Re-
gierungswechsel nicht völlig umdrehen oder
zurückschrauben konnte. Die größere soziale,
politische und wirtschaftliche Komplexität
und Pluralität der Welt, die Verdrängung der
Bipolarität durch ein pentagonales System, in
dem neben den beiden Supermächten Sowjet-
union und USA auch die Volksrepublik Chi-
na, Japan und Westeuropa an Bedeutung ge-
wonnen hatten, konnten von der konservati-
ven Regierung nicht einfach ignoriert wer-
den.
In enger Anlehnung an Nixons Vorstellungen
von einer sicheren Welt durch ein Gleichge-
wicht der Kräfte glaubte auch Fraser, daß der
Frieden der Region — Indischer Ozean,
Süd(west)pazifik, Südostasien — abhängig sei
von der globalen Machtbalance, vornehmlich
zwischen den Supermächten, aber auch zwi-
schen den Supermächten und China, Japan
sowie Westeuropa24 ). Die Spannungen zwi-
schen diesen fünf Mächten müßten folglich so
weit wie möglich verringert werden. Im Inter-
esse aller müßte auch jeder Versuch einer
dieser Mächte, durch die eigene Dominanz
das Gleichgewicht zu gefährden, verhindert
werden. Als potentieller, aber auch realer
Störfaktor kam hier für Fraser nur die Sowjet-
union in Frage, von der er glaubte, sie habe
die Zeit der Entspannung zwischen Ost und



West zur einseitigen Aufrüstung genutzt und
zu militärischen Interventionen in der Dritten
Welt mißbraucht.

Diese Auffassung von der Sowjetunion als ex-
pansionistische Gefahr hatte zwei außen- und
sicherheitspolitische Konsequenzen: Zum ei-
nen veränderte sich das Verhältnis der kon-
servativen Parteien Australiens zur VR Chi-
na. Von dem Bedrohungsgefühl der sechziger
Jahre, in denen China als der große kommu-
nistische Aggressor des asiatisch-pazifischen
Raumes erschien, war in den siebziger Jahren
nichts mehr übrig geblieben. Die konservati-
ven Politiker hatten erkannt, daß sie die Poli-
tik und Interessen der VR China völlig falsch
eingeschätzt hatten. Gefördert wurde die Ver-
änderung in der australischen Auffassung
noch durch die Annäherung der USA an
China während der Präsidentschaft Nixons25 ).
Fraser schwebte eine Allianz zwischen den
USA China, Japan und Australien vor, die
eine gemeinsame Front gegen die Sowjet-
union bilden sollte. Keiner der drei anderen
Staaten konnte sich jedoch für diese Idee be-
geistern, so daß es nie zu dieser Allianz kam.

Die zweite Konsequenz aus Frasers Auffas-
sung von der Sowjetunion als expansionisti-
sche Macht bildete die uneingeschränkte Lo-
yalität gegenüber Washington. Das Vertrauen
der USA in Australien war durch die Whit-
lam-Regierung erschüttert worden, und Fra-
ser bemühte sich, dieses so schnell wie mög-
lich wiederherzustellen. Hinzu kam, daß
durch die Niederlage im Vietnamkrieg die
Glaubwürdigkeit der USA als Supermacht be-
sonders in dieser Region in Frage gestellt war
und es nun darauf ankam, diese zu erneuern
und die Handlungsfähigkeit der Vereinigten
Staaten zu fördern. Fraser befürchtete, die So-
wjetunion könnte versuchen, das durch den
militärischen Abzug der Amerikaner in Asien
entstandene Machtvakuum zu füllen. Der von
den USA angekündigte und von Whitlam
noch scharf kritisierte Ausbau der US-Basis
auf Diego Garcia im Indischen Ozean war
folglich ganz im Sinne der Fraser-Regierung,
die sich daher auch beeilte, die USA wissen
zu lassen, daß sie für ihre atomgetriebenen
und mit Atomwaffen ausgerüsteten Kriegs-
schiffe auf die australischen Häfen zählen
könnten ).26

IV. Strategiebegriffe der sicherheitspolitischen Konzepte Australiens

Einen zentralen, einheitlichen Sicherheits-
begriff für Australien gibt es nicht. Statt des-
sen aber kann eine Zielbestimmung der au-
stralischen Außenpolitik gegeben werden, die
in engem Zusammenhang mit der Sicherheit
des „fünften Kontinents" steht und die, obwohl
von den konservativen Politikern Spender
und Hasluck formuliert, von allen Regierun-
gen Australiens seit 1945 geteilt wurde und
wird. Lediglich die Akzente und damit ver-
bunden der Weg zur Erreichung des Ziels
verschoben sich. Während in der Regierungs-
zeit der konservativen Parteien die militä-
rische Komponente der Sicherheitspolitik be-
tont wurde, maß die Labor-Regierung der po-
litischen und wirtschaftlichen Dimension grö-
ßere Bedeutung bei.
„Australiens Sicherheitspolitik wird traditio-
nell von zwei Aufgabenbereichen bestimmt:

Der eine; besteht darin, das internationale
Umfeld so zu beeinflussen, beziehungsweise
sich ihm so anzupassen, daß einige offenkun-
dige Schwächen Australiens durch politische
und militärische Allianzen so weit wie mög-
lich ausgeglichen werden und daß Australien
zu optimalen Bedingungen Zugang zum Han-
del, zur Technologie und zu Finanzierungs-
mitteln hat. Der andere ist die wirtschaftliche
Entwicklung, und sei es auch nur, weil jede
seiner Regierungen wirtschaftliches Wachs-
tum als Voraussetzung für die Verbesserung
der Sicherheit dieses großen und reichen und
leeren Kontinents angesehen hat."27 )
Im großen und ganzen stimmte die australi-
sche Öffentlichkeit grundsätzlich mit der je-
weiligen Sicherheitspolitik und den militäri-
schen Strategien der jeweiligen Regierungen
überein. Änderte sich die öffentliche Mei-
nung, konnte es zum Regierungswechsel
kommen, wie z. B. 1972, als u. a. die verfehlte
Vietnampolitik der konservativen Regierung
der Labor Partei an die Macht verhalf.



1. „collective security"

Nach dem Zweiten Weltkrieg sah sich die
australische Regierung nicht in der Lage, die
Sicherheit des Kontinents aus eigener Kraft
heraus zu gewährleisten; sie strebte daher ein
Bündnis mit den Vereinigten Staaten an, das
das Prinzip der „kollektiven Sicherheit" zur
Basis haben sollte. Ziel einer „kollektiven Si-
cherheit" ist die Abschreckung eines poten-
tiellen Gegners. Hierzu müssen drei Voraus-
setzungen erfüllt sein:
— Die an dem System der „kollektiven Si-

cherheit” beteiligten Staaten müssen den
Status quo akzeptieren;

— sie müssen bereit sein, unabhängig davon,
wer der Angreifer und wer der Angegrif-
fene ist, den Status quo zu verteidigen;

— es bedarf einer von den Beteiligten als
verbindlich anerkannten Definition der
Begriffe „Aggressor" und „Aggression" ).28

Das Prinzip der „kollektiven Sicherheit", das
den Kern des ANZUS-Paktes ausmacht,
wurde bis heute von keiner der australischen
Parteien ernsthaft angezweifelt. Darüber, wie
die Militärstrategien im einzelnen aussehen
sollten, gehen die Meinungen jedoch stark
auseinander.

2. „forward defence“

Das militärische Engagement der USA zum
Schutz der asiatischen Nachbarn Australiens
gegen den Kommunismus ermöglichte es der
australischen Regierung 1949, das Konzept
der .forward defence' anzunehmen29 ). Dieser
Strategie der .Vorwärtsverteidigung' lag die
Vorstellung zugrunde, daß, sollte es zu einer
Konfliktaustragung kommen, diese so weit
wie möglich vom eigenen Staatsgebiet ent-
fernt stattfinden sollte30 ). Grundlage für die
.forward defence'-Strategie war:
— ein Bündnis mit Staaten, die sich demsel-

ben Feind gegenübersehen;
— Truppenstationierung außerhalb des eige-

nen Staatsgebietes;

— die Errichtung von Basen in den Bündnis-
staaten zur gemeinsamen Verteidigung
bei einem feindlichen Angriff;

— falls möglich, der Versuch, die Politik des
Landes zu beeinflussen, in dem die eige-
nen Truppen stationiert sind.

Ein wesentliches Element der .forward defen-
ce'-Strategie stellte folglich das benachbarte
Papua-Neuguinea dar, das als Sprungbrett für
australische Aktionen in Südostasien dienen
konnte und im Falle einer Bedrohnung durch
China, Japan oder Indonesien als letzte Ver-
teidigungslinie fungieren sollte. Freund-
schaftliche Beziehungen zu Papua-Neuguinea
waren für die australische Regierung daher
von immenser Bedeutung. Die .forward de-
fence'-Strategie hatte bis 1972 Gültigkeit und
wurde sowohl von der australischen Regie-
rung als auch von der Öffentlichkeit getra-
gen.

3. „fortress Australia"
Die Idee eines „fortress Australia', das sich in
der Verteidigungspolitik ganz überwiegend
auf die eigenen Kräfte stützt, kam Anfang der
siebziger Jahre auf mit der Verkündung der
Nixon-Doktrin und dem Rückzug der Briten
aus dem Gebiet östlich von Suez. Dieser Be-
griff eines „gestärkten Australien" stellte
mehr eine Geisteshaltung als eine Sicher-
heitsdoktrin dar, zumal die militärische
Stärke Australiens keine Rechtfertigung hier-
für lieferte. Die Verfechter einer „Festung Au-
stralien", die sich weitgehend aus dem rech-
ten Flügel der konservativen Parteien rekru-
tierten, wollten ein starkes Bündnis mit den
USA, da sie einen Kampf auf australischem
Boden fürchteten (und fürchten). Die Angst
vor einer Invasion läßt sie ein militärisch star-
kes Australien fordern. In letzter Konsequenz
würde diese Forderung bedeuten, daß Austra-
lien zu einer Atommacht mit Zweitschlagska-
pazität werden müßte.
In engem Zusammenhang mit dem Begriff des
„fortress Australia" sind die drei Begriffe „Con-
tinental defence", „armed neutrality" und „iso-
lationism" zu sehen. Teilweise überlappen sie
sich, so daß es genügen, mag, hier einen der
Begriffe,— „Continental defence" — näher zu
definieren: „A military strategy whereby the
defence of a continent, in this cse Australia,
is intended to be conducted from the conti-



nent itself, rather than by stationing or
placing forces in another country at some
distance from the continent concerned"32 ).

Alle vier Begriffe weisen auf ein gewisses
Desinteresse Australiens am gegenwärtigen
Zustand der Welt hin, sofern Australien nicht
selbst von den Ereignissen betroffen ist. Die-
ser Egoismus des Isolationismus gipfelt in der
Vorstellung eines „Lifeboat Australia", einem
Szenario, das die Strategie einer „fortress
Australia" rechtfertigen soll. Bei einer welt-
weiten Katastrophe würde Australien nach
der Zerstörung der großen Metropolen als Pa-
radies auf Erden gelten, und die überleben-
den würden versuchen, nach Australien zu
kommen. Um diesen Menschenstrom abweh-
ren zu können, der eine vernichtende Wir-
kung auf den Kontinent haben würde, müßte
Australien hinreichend bewaffnet und ausge-
rüstet sein 33 ).

Premierminister Whitlam teilte die Auffas-
sung seiner Vorgänger nicht, daß Australien
mit einer direkten Bedrohung seitens des .in-
ternationalen Kommunismus' konfrontiert sei
und dieser daher so weit wie möglich vom
eigenen Territorium entfernt bekämpft wer-
den müßte. Vielmehr hielt er eine Bedrohung
des Kontinents innerhalb der nächsten zehn
bis fünfzehn Jahre für sehr unwahrscheinlich.
Die logische Konsequenz aus dieser Überzeu-
gung war zum einen die Preisgabe der „for-
ward defence"-Strategie und zum anderen
eine kritischere Haltung gegenüber dem
Bündnispartner USA Die durch den Verlust
der „Vorwärtsverteidigung" entstandene
Lücke wollte Whitlam ansatzweise durch die
Strategie der „Continental defence" wieder fül-
len. Daß die „Kontinentalverteidigung" aber

nur ansatzweise als Ersatzstrategie gelten
konnte (und kann), lag daran, daß sie nicht
konsequent durchdacht und durchgeführt
wurde.
Whitlam selber, der viel weniger militärisch
dachte als seine Vorgänger, zeigte keinerlei
Interesse, Australien atomar oder konventio-
nell hochzurüsten. Im Gegenteil: Mit Aufhe-
bung der allgemeinen Wehrpflicht reduzierte
er das australische Heer um mehr als ein
Drittel. Die Streitkräfte der Marine (Royal
Australian Navy) und der Luftwaffe (Royal
Australien Air Force) gingen um 5,6 % zurück.
Hinzu kam eine Kürzung der Verteidigungs-
ausgaben 1973/74 um fast ein Drittel34 ). Auch
ratifizierte die Labor-Regierung den Nicht-
weiterverbreitungsvertrag für nukleare Waf-
fen und verzichtete ausdrücklich auf den Auf-
bau einer nuklearen Streitmacht: „We have
uranium in Australia, and our technology is
fairly well advanced. But as long as there is a 
Labor Government in Australia, those two
components will never get together."35 )
Nach dem Regierungswechsel von 1975
kehrte aber auch die neu gewählte konserva-
tive Regierung nicht wieder zu ihrer Strategie
der „forward defence" zurück, sondern über-
nahm das recht vage Konzept der „Kontinen-
talverteidigung" von der Labor-Regierung, da
auch sie keine direkte Bedrohung des austra-
lischen Kontinents mehr ausmachen konnte:
„At present no nation threatens us."36 )
Bewegung in die Strategiedebatte kam erst
wieder Anfang der achtziger Jahre, als sich
der Ost-West-Konflikt erneut zuspitzte und
sich die Frage nach der zukünftigen Sicher-
heits- und Bündnispolitik Australiens wieder
dringlicher stellte.

V. Sicherheitspolitische Vorstellungen der Hawke-Regierung

Nach den vorgezogenen Parlamentswahlen
vom März 1983, aus denen die Labor Partei
unter Robert Hawke als klarer Sieger hervor-
ging, zeichnete sich wieder eine Kurskorrek-
tur in der Außen- und Sicherheitspolitik Au-
straliens ab. In direkter Kontinuität der La-
borpolitik von 1972 bis 1975 kündigte Pre-
mierminister Hawke eine unabhängigere Au-
ßenpolitik ah. Hatte Hawke jedoch im Wahl-

kampf noch von einer Überprüfung des Bünd-
nisses Australiens mit Neuseeland und den
USA (ANZUS) gesprochen, so betonte er nach
dem Sieg, daß auch in absehbarer Zukunft das
Verhältnis zu den USA grundlegend sein
würde. Hawke strebte keinen Bruch mit den
Vereinigten Staaten an, setzte aber auf mehr



Eigenständigkeit und Distanz. So kündigte er
an, daß seine Regierung die Frage des Einlau-
fens amerikanischer atomgetriebener Schiffe
in australische Häfen und die Landerechte für
amerikanische B-52-Bomber zwar neu regeln
müsse, aber so, daß die Beziehungen zu den
USA nicht gefährdet würden. Auch wurde das
Bekenntnis zum ANZUS-Pakt bereits durch
eigene Verteidigungsanstrengungen unter-
mauert. So hat Premierminister Hawke der
Anschaffung des deutsch-französischen Pan-
zerabwehrraketensystems Milan zugestimmt
und damit die erste Phase der Neuausrüstung
der australischen Armee mit Panzerabwehr-
systemen eingeleitet.
Ein erstes Zeichen für eine Regionalisierung
der australischen Sicherheitspolitik setzte
Hawke, indem er die australische Hubschrau-
bereinheit, die als Kontingent der multinatio-
nalen Friedenstruppe im Libanon war, zu-
rückbeorderte. Die von seinem konservativen
Vorgänger Fraser gestoppte Wirtschaftshilfe
für Vietnam nahm Hawke wieder auf, obwohl
er sich damit gegen die USA und die ASEAN-
Staaten (Indonesien, Thailand, Philippinen,
Malaysia, Singapur) stellte. Diese wollten ihre
Hilfe von einem Rückzug der vietnamesi-
schen Truppen aus Kambodscha abhängig
machen.
Ein weiterer kontroverser Punkt im Verhält-
nis zu den ASEAN-Staaten sind die gegen-
wärtigen australischen Überlegungen, Vertei-
digungspflichten Australiens im südostasiati-
schen Raum zu reduzieren. Verteidigungsmi-
nister Scholes kündigte eine Überprüfung des
im Ausland stationierten Streitkräftepotenti-
als an. Scholes hatte dabei vor allem das Dü-
senjägergeschwader auf dem Stützpunkt .But-
terworth' in Malaysia vor Augen. Die dort sta-
tionierten Mirage-Flugzeuge sollen im Jahre
1987 abgezogen werden. Offen ist, ob Austra-
lien sie dann durch Düsenjäger vom Typ F/
A-18 ersetzt oder nicht. Sowohl Singapur als
auch Malaysia setzen sich vehement für eine
Aufrechterhaltung der australischen Militär-
präsenz in dieser Region ein.
Trotz dieser Differenzen hat sich das Verhält-
nis Australiens zu seinen südostasiatischen
Nachbarn unter der Labor-Regierung verbes-
sert, da Hawke sein Land zukünftig wirt-
schaftlich und politisch enger in die asiatisch-
pazifische Region einbetten will. Diese Idee
ist zwar nicht neu, denn auch die konserva-
tive Regierung unter Fraser hatte eine stär-
kere Eingliederung in den asiatisch-pazifi-
schen Raum angestrebt, bislang fehlten je-
doch die Zeit und das nötige Durchsetzungs-

vermögen, um derartige Pläne in die Realität
umzusetzen. Hawke machte erneut den Vor-
schlag, Australien als Vollmitglied in den
Verband der südostasiatischen Nationen
(ASEAN) aufzunehmen. Bisher waren die
ASEAN-Staaten aber dagegen: Die Vorbe-
halte der Asiaten gegen den „weißen" Konti-
nent waren zu groß.
Wie schon sein Amtsvorgänger Whitlam in
den siebziger Jahren, so sprach sich auch
Hawke auf der Tagung des Südpazifikforums
Ende August 1984 in Tuvalu für eine atom-
waffenfreie Zone im Südpazifik aus. Kein Mit-
gliedstaat de? Südpazifikforums sollte nach
Hawkes Ansicht Atomwaffen besitzen, lagern
oder testen. Die Mitglieder sollten die Lage-
rung von atomaren Abfällen auf ihrem Terri-
torium verbieten. Letzteres war ein deutlicher
Wink an die USA, die schon lange gerne ato-
mare Abfälle im Pazifik versenken möchten.
Jedem Mitgliedstaat soll es jedoch freistehen,
ob es seine Häfen atomgetriebenen Schiffen
öffnen will oder nicht. Die australische Regie-
rung selbst hat sich nach langen Überlegun-
gen grundsätzlich für eine Öffnung ihrer Hä-
fen entschlossen. Der linke Flügel der Labor
Partei war ursprünglich für eine Schließung
der Häfen für atomgetriebene Schiffe, mußte
sich dann aber der Parteimehrheit beugen37 ).
Die Antiatompolitik der australischen Labor-
Regierung führte dazu, daß das Verhältnis zu
Frankreich auch weiterhin gestört sein wird.
Denn trotz mehrmaliger Proteste hat Frank-
reich seine Atomversuche im Südpazifik
nicht gestoppt. Selbst die sozialistische Regie-
rung unter Mitterand startete allein 1984
sechs Tests ohne Rücksichtnahme auf die au-
stralischen Interessen. Australien stellte dar-
aufhin sämtliche Uranlieferungen an Frank-
reich ein38 ).
Aufschluß über die konkreten Ziele und Vor-«
Stellungen der Sicherheitspolitik der australi-
schen Labor-Regierung gibt ein im April 1984
in der „National Times" veröffentlichtes ge-



Heimes Verteidigungsdokument. In einigen
wesentlichen Punkten weicht das Dokument
von der „Laborplattform" ab, die nach den Par-
teiregeln für die Regierungspolitik verbind-
lich ist. Besonders auffallend für ein sozialisti-
sches Kabinett sind die Betonung des engen
Verhältnisses zu Washington und die Forde-
rung, nukleare Waffen zu entwickeln, falls ein
Nachbarland in diesem Bereich Initiativen er-
greift. Letzteres ist besonders brisant, da die
Labor-Regierung sich offiziell immer wieder
gegen Atomwaffen aussprach und ausspricht.

In dem Dokument wird festgestellt, daß Au-
stralien aufgrund der weiten Entfernung von
möglichen Krisenherden sowohl von Angrif-
fen der kommunistischen Großmächte als

auch von der Gefahr nuklearer Strahlung ver-
schont bleiben dürfte. Einziger potentieller
Gefahrenpunkt seien die Satellitenbeobach-
tungs- und Kommunikationsstationen sowie
die Landerechte der Amerikaner. Diese könn-
ten militärische Schläge der Sowjetunion an-
ziehen. Eine Schließung der US-Basen wird
jedoch nicht gefordert. Obwohl der ANZUS-
Pakt als wertvoll bezeichnet wird, gehen die
Strategen in Canberra davon aus, daß in ei-
nem regionalen Konflikt — und hier gilt eine
Auseinandersetzung mit Indonesien am
wahrscheinlichsten — die USA nur widerstre-
bend und begrenzt Hilfe leisten würden. Im
allgemeinen wird aber davon ausgegangen,
daß Indonesien an einer friedlichen Zusam-
menarbeit mit Australien interessiert ist39 ).

VI. Zukunftsperspektiven

Eine Mittelmacht vom Charakter Australiens
— große Fläche, geringe Bevölkerung,
enorme Rohstoffvorkommen, isolierte Insella-
ge, lange, offene Küstenstreifen — wird sich
niemals alleine verteidigen können und im-
mer auf die Hilfe eines großen und mächtigen
Freundes angewiesen sein. Eigene Verteidi-
gungsanstrengungen sind dennoch unum-
gänglich, will Australien eine, wenn auch mi-
nimale Selbständigkeit um ein Mitsprache-
recht bekommen oder bewahren. Da Austra-
lien sich für den westlichen Block entschie-
den hat und dies unter anderem auch aus
wirtschaftlichen Gründen so bleiben wird,
scheint eine bewaffnete oder unbewaffnete
Neutralität für den .fünften' Kontinent zu uto-
pisch, um als echte Alternative für die nahe
Zukunft zu gelten40 ).
Ein bewaffneter Angriff auf Australien sei-
tens der Sowjetunion, der Volksrepublik Chi-
ma, Japans oder Indonesiens — dies sind die
einzigen Staaten, die als potentielle Aggres-
soren gelten — ist sehr unwahrscheinlich, da
die USA, aber auch die anderen (oben ge-

nannten) Mächte eine so massive Störung des
Mächtegleichgewichts in dieser Region wohl
kaum hinnehmen würden. Eine reale Gefahr
für Australien besteht erst dann, wenn es zu
einem globalen Schlagabtausch mit Nuklear-
waffen zwischen den beiden’ Supermächten
kommt41 ). Die sicherheitspolitische Abhän-
gigkeit Australiens von der Supermacht USA
entbindet die australische Regierung keines-
wegs von ihrer Aufgabe, eine selbständige
Außen- und Sicherheitspolitik zu konzipieren.
Von 1949 bis 1972 und von 1975 bis 1983 han-
delte es sich überwiegend um eine Politik der
Reaktion und nicht der Aktion. Die Phasen
der Labor-Politik von 1941 bis 1949 und von
1972 bis 1975 wiesen immerhin eigenständige
Ansätze auf, waren jedoch zu idealistisch und
realitätsfern, vor allem im Hinblick auf die
Einflußmöglichkeiten einer Mittelmacht. Wie
sich die Sicherheitspolitik der neuen Labor-
Regierung unter Robert Hawke, die seit 1983
im Amt ist und im Dezember 1984 für weitere
drei Jahre wiedergewählt wurde, weiterhin
entwickeln wird, bleibt noch abzuwarten. Die
Akzente — Bündnistreue in Verbindung mit
mehr Eigenständigkeit und Bewahrung natio-
naler Interessen — sind bereits gesetzt. Die
zwei wahrscheinlichsten Alternativen zum
bestehenden ANZUS-Pakt wären:
— eine Erweiterung des ANZUS-Paktes um
die ASEAN-Staaten. Hier stellt sich aber die
Frage nach der Bereitschaft der USA ihren



Schutz auf vier weitere Staaten auszudehnen
(die Philippinen haben bereits ein bilaterales
Abkommen mit den USA).
— Die Auflösung des ANZUS-Paktes und der
Eintritt Australiens (und Neuseelands) in den
Verband der südostasiatischen Nationen. Die-
ser könnte von einem Wirtschaftspakt zu ei-
nem politischen und militärischen Pakt wei-
terentwickelt werden. Voraussetzung hierfür
wäre der Rückzug der USA aus dem Südpazi-
fik und die Anerkennung Australiens (und
Neuseelands) als Vollmitglieder des ASEAN-
Verbandes durch dessen Mitgliedstaaten.
Dies ist bislang jedoch nicht der Fall.
Neben diesen relativ realistischen Alternati-
ven gibt es noch zwei weniger wahrscheinli-
che Möglichkeiten: Zum einen könnte Au-
stralien einen bilateralen Militärpakt mit In-
donesien abschließen, der später um andere
Mitglieder erweitert werden könnte. Alle bis-
herigen Versuche Australiens in diese Rich-
tung wurden jedoch von der indonesischen
Regierung abgelehnt.' Zum anderen könnte
versucht werden, eine atomwaffenfreie und
politisch neutrale Zone im asiatisch-pazifi-
schen Raum zu schaffen. Um dies verwirkli-
chen zu können, müßten jedoch die beiden
Supermächte auf eine dortige Präsenz ver-
zichten. Weder die Sowjetunion noch die
USA sind aber hierzu bereit; ganz abgesehen
von Frankreich, das den Mururoa-Atoll noch
immer für seine Atomwaffentests bean-
sprucht.
Auf jeden Fall steht eindeutig fest, daß die
außenpolitischen Handlungsoptionen Austra-
liens auf den asiatisch-pazifischen Raum be-
schränkt sind. Eine größere potentielle Ein-
flußnahme Australiens liegt allenfalls im öko-
nomischen Bereich, d. h. in der handels- und
wirtschaftspolitischen Kooperation mit den
ASEAN-Staaten, Papua-Neuguinea und Ja-
pan. Vor allem Australiens Verhältnis zu In-

donesien und Papua-Neuguinea könnte zu ei-
nem Prüfstein für Australiens Beziehungen
zu den blockfreien Staaten und zur Dritten’
Welt im allgemeinen werden42 ).
Auch der im November 1984 von der australi-
schen Regierung gemachte Vorschlag, den
Ost-West-Dialog der Supermächte ab Januar
1985 in Canberra wieder aufzunehmen und
Australien als Vermittler agieren zu lassen,
darf nicht darüber hinwegtäuschen, daß Au-
stralien im Ost-West-Dialog letztlich kein
Mitspracherecht hat. Dennoch ist diese Initia-
tive der Hawke-Regierung positiv zu bewer-
ten, da sie zeigt, daß die australische Regie-
rung ernsthaft bemüht ist, aus dem geogra-
phisch-politischen Abseits herauszukommen.
Von großer Bedeutung für das zukünftige au-
stralisch-asiatische Verhältnis und für den
Versuch, sich hier zu einer wirtschaftlichen
Regionalmacht zu entwickeln, wird die Über-
windung psychologischer Barrieren sein: Die
Ablehnung einer australischen Mitgliedschaft
in der südostasiatischen Staatengemeinschaft
ASEAN durch deren fünf Mitglieder zeigt,
daß es den asiatischen Staaten ebenso schwer
fällt, Australien als Teil des asiatisch-pazifi-
schen Raumes zu betrachten, wie es umge-
kehrt Australien noch kaum gelingt, die Bin-
dungen an Europa und die USA, sofern diese
ein selbständiges Agieren erschweren, voll-
ständig zu lösen. Dies ist jedoch unumgäng-
lich, will Australien nicht auch in Zukunft nur
das Anhängsel einer Groß- oder Supermacht
sein:.... we must accept the logic of our geo-
graphy and realize that our future is inesca-
pably bound up with Asia"43 ).



Günter Siemers

Südpazifik: Entkolonialisierung und neue Identität
Nationalitätenbildung, wirtschaftliche Entwicklung und außenpoli-
tische Beziehungsstruktur im ozeanischen Raum
„Lebe gut, liebe gut und stirb gut!" hat ein ein-
heimischer Autor etwas provozierend den
„Pacific way" zusammenzufassen versucht —
eine für viele Bewohner der südpazifischen
Inseln typische Lebenshaltung. In der Tat gibt
es eine Reihe weithin gültiger sozialer und
anderer Gemeinsamkeiten, die bei all der
bunten Vielfalt in natürlicher Umgebung, Le-
bensstil, gesellschaftlichen und politischen
Systemen die heute 5,5 Millionen Menschen
(Bundesrepublik 61,3 Millionen) verbinden,
welche auf etwa 555 000 qkm Landfläche
(Bundesrepublik 248 706 qkm) den insularen
Südpazifik bevölkern. Das hier behandelte
Gebiet schließt Neuseeland und Australien,
das ursprünglich polynesische, heute einen
Bundesstaat der USA bildende Hawaii, das
melanesische, von Indonesien annektierte
Irian Jaya sowie zu südamerikanischen Staa-
ten gehörende Inseln nicht ein.
Die über eine gewaltige Meeresfläche im zen-
tralen und westlichen Pazifik etwa zwischen
dem nördlichen und südlichen Wendekreis
verteilten rund 7 500 Inseln, Atolle und Riffe
(oft unbewohnt) liegen alle im warmen Klima-
gürtel der Erde, wenn auch mit lokal durch
Winde, Meeresströmungen und Inselform be-
dingten, nicht unerheblichen klimatischen
Unterschieden. Sonne, dünne Besiedlung und
das Meer haben ebenso wie gewachsenes

I. Nationalitätenbildung
Gegenwärtig bestehen auf den südpazifischen
Inseln — die großräumig in Mikronesien
(„kleine Inseln" mit Kiribati, Nauru, Guam,
dem TTPI), Melanesien („schwarze Inseln" mit
den Salomon-Inseln, Neukaledonien, Va-
nuatu, Papua-Neuguinea, Fidschi) und Polyne-
sien („viele Inseln" mit Tuvalu, Tokelau, Wallis
und Futuna, West-Samoa, Amerikanisch-Sa-
moa, Tonga, Niue, den Cook-Inseln, Norfolk,
Französisch-Polynesien) eingeteilt werden
(hier kleinere Verwaltungseinheiten nicht an-
geführt) — neun selbständige Staaten: Kiriba-
ti, Nauru, Papua-Neuguinea, die Salomon-In-
seln, Vanuatu, Fidschi, Tuvalu, West-Samoa,
Tonga; von den noch ausländisch verwalteten
Gebieten werden einige wahrscheinlich in
Kürze die Unabhängigkeit erlangen, andere

Brauchtum das Dasein der Menschen geprägt:
Industriestaaten-Mentalität ist noch nahezu
unbekannt, während ein Hang zu Lebensge-
nuß — unterschiedlich manifestiert in Ge-
sang, Tanz, den verschiedenen Stufen des
Kontaktes zum anderen Geschlecht (auch un-
ter Umgehung strengerer Moralvorschriften
des vorherrschenden Christentums) oder dem
Konsum berauschender Getränke (heute oft
Bier) — und die Einordnung in eine Gemein-
schaft mit dem Bestreben, für Probleme ge-
meinsame Lösungen zu finden, sowie ein ho-
hes Maß an Gastfreundschaft verbreitet sind.
Zudem haben fast alle Inselgruppen eine Peri-
ode als Kolonie, Protektorat oder Treuhand-
gebiet hinter sich oder befinden sich noch
darin; fast alle verfügen über eine nur wenig
leistungsfähige Wirtschaft, die sie bei der
Entwicklung oder Unterhaltung einer moder-
nen Infrastruktur von zusätzlicher ausländi-
scher Hilfe abhängig macht.

Geteilte Sorgen auf wirtschaftlichem Gebiet,
historisch bedingte gemeinsame Interessen in
der Außenpolitik und verwandte Lebensfor-
men haben allmählich eine „pazifische Identi-
tät" herausgebildet, welche die Staaten und
Territorien der Region nicht nur intern zu-
sammenarbeiten, sondern auch nach außen
hin zunehmend gemeinsam auftreten läßt.

sind semi-autonom, bei einem kleinen Rest ist
ein Ende der Fremdverwaltung nicht in Sicht.
In den meisten Fällen begann die formelle
politische Abhängigkeit von einer Kolonial-
macht in der zweiten Hälfte des letzten Jahr-
hunderts.

1. Nach Forschern, Missionaren und Händ-
lern die politische Inbesitznahme

Die Vor- und Frühgeschichte der südpazifi-
schen Inseln liegt noch weitgehend im dun-
keln. Durch Ausgrabungen wurde jedoch stel-
lenweise eine menschliche Besiedlung schon
im 2. Jahrtausend v. Chr. nachgewiesen (Ma-
rianen, Karolinen, Wallis und Futuna, Va-
nuatu). Die gewaltigen Entfernungen, die in



relativ kleinen und einfach konstruierten
Schiffen zurückgelegt werden mußten, ver-
hinderten trotz erstaunlicher seemännischer
Leistungen das Entstehen größerer politi-
scher Einheiten im Südpazifik; Kriege in der
vor-europäischen Zeit fanden, soweit be-
kannt, nur zwischen einander nähergelege-
nen Herrschaftsbereichen statt.
Die Vielzahl in sich geschlossener, mehr oder
weniger kleiner Gesellschaften konnte der
Expansion fremder Großmächte zwar stellen-
weise vorübergehend Widerstand entgegen-
setzen, mußte sich aber schließlich deren mo-
dernerer Waffentechnik beugen, wenn sie
nicht aufgrund lokaler Machtrivalitäten sogar
ins Land gerufen wurden oder nach zunächst
freundlicher Aufnahme automatisch in eine
dominierende Rolle hineinwuchsen.
Die ersten Europäer in der „Südsee" — wie
der Spanier Balbao 1513 nach Überquerung
der Landenge von Panama den vor ihm Re-
genden Pazifik nannte — waren neben Händ-
lern, Abenteurern und Missionaren Forscher;
später, während der Kolonialzeit, wurde diese
Forschungstätigkeit fortgesetzt. Obwohl die
Leiter von Expeditionen nicht selten von dem
Drang, Neues zu erkunden, motiviert waren,
verfügten sie in der Regel nicht über die Mit-
tel, derartige Unternehmen selbst zu finan-
zieren; daher dienten entweder ihr unmittel-
barer Auftrag oder die Ergebnisse ihrer oft
jahrelangen Reisen (in Form von Karten und
landeskundlichen Informationen) zumeist der
Verfolgung wirtschaftlicher oder politischer
Interessen.
Als erster Forscher drang der Portugiese Fer-
dinand Magellan in den Südpazifik vor und
durchquerte ihn. Wie erhofft, gelang es ihm
auf seiner 1520 angetretenen Reise, statt der
bereits bekannten Segelroute um Afrika
herum nach Osten zu den „Gewürzinseln"
(Molukken) eine Westpassage an der Süd-
spitze Südamerikas vorbei zu entdecken. Er
selbst erreichte die heute indonesische Insel-
gruppe allerdings nicht mehr: Mehr als drei-
einhalb Monate nach dem Verlassen der „Ma-
gellan-Straße" erreichte er nach völlig sturm-
freier Überfahrt — die ihn bewog, diesem
Weltmeer den Namen „Stiller Ozean" zu ge-
ben — die südlichen Marianen-Inseln Guam
und Rota; auf der Weiterfahrt nach Westen
griff er in Kämpfe der Herrscher von Cebu
und Mactan (heutige Philippinen) ein und
wurde getötet. Nur eines seiner ursprünglich
fünf Schiffe gelangte in das Ausgangsland
Spanien zurück und hatte damit erstmals die
Erde umsegelt.

Zu den weiteren bekannten Entdeckungsrei-
sen in den Südpazifik gehören u. a. die von
Mendana (1567/69), Mendana und de Quiros
(1595/96), de Quiros und Torres (1605/06),
LeMaire und Schouten (1615), Tasman (1643),
Dampier (1699), Bougainville (1767/68) und
Cook (1768/71, 1772/75, 1776/79). Auf seiner
dritten Reise wurde Cook 1779 auf Hawaii
von Einheimischen getötet.
Auch Missionare — die anders als die For-
scher unbewaffnet kamen, aber dort bleiben
und verändern wollten — bezahlten das ein-
gegangene Risiko besonders in der Frühzeit
oft mit dem Leben. Obwohl nur ausnahms-
weise (wie die im letzten Viertel des 19. Jahr-
hunderts in Neuguinea aktiv gewordene
Rheinische Mission) kolonialpolitischen oder
Wirtschaftsinteressen direkt verbunden, tru-
gen auch sie letztlich zur ausländischen
Durchdringung des Gebietes bei und arbeite-
ten später unter dem Schutz der jeweiligen
Fremdverwaltung. Die wohl bekannteste Mis-
sionsorganisation war die „London Missionary
Society" (LMS), von der Mitglieder z. B. (je-
weils heutige Bezeichnung) 1797 in Franzö-
sisch-Polynesien, 1830 in Amerikanisch-Sa-
moa und Niue, 1839 in Vanuatu und 1840 in
Neukaledonien an Land gingen. Heute ist das
Christentum — vielfach durch Gliedkirchen
oder Sekten repräsentiert — die verbreitetste
Religion im Südpazifik; auch Christen halten
z. T. jedoch noch an überkommenen religiö-
sen Vorstellungen fest.
Abenteurer, Händler und Siedler erschienen
lokal unterschiedlich in dieser Insel-Welt
teils vor, teils nach den Missionaren. Beson-
ders unrühmliche Kapitel der Frühzeit sind
der öfter mit Gewalt verbundene Sandelholz-
Handel (z. B. in Vanuatu ab 1825) und das
„blackbirding" (z. B. ab 1847 in Vanuatu und ab
1863 auf Tokelau) — die häufig gewaltsame
Verschleppung von Einheimischen zu skla-
venähnlicher Arbeit anderswo. Später wurden
auf freiwilliger Basis auch fremde Arbeits-
kräfte in die Region eingeführt — so Chine-
sen nach Tahiti, Japaner nach Hawaii und In-
der nach Fidschi; die Nachfahren der letzte-
ren sind heute in Fidschi zahlreicher als die
einheimischen Melanesier — ein fortdauern-
der politischer Konfliktstoff.
Der Schutz wirtschaftlicher Interessen ihrer
Staatsbürger — sei es in der Region ansässi-
ger oder in der Region aktiver Niederlassun-
gen von Firmen des Mutterlandes — gegen-
über Einheimischen und anderen Ausländern,
das verbreitete kolonialistische Denken jener
Zeit, welches die Inbesitznahme von (dazu



noch von „heidnischen Eingeborenen" bevöl-
kerten) Gebieten zum Zwecke der wirtschaft-
lichen Ausbeutung (Zulieferung von Rohstof-
fen, Absatzmarkt für einfache Verarbeitungs-
produkte) als normal ansah, und die Rivalität
der Kolonialmächte untereinander waren die
Hauptursachen dafür, daß schließlich fast alle
südpazifischen Inseln unter ausländische

Kontrolle gebracht wurden. Die im Verlaufe
dieses Prozesses gebildeten politischen Ein-
heiten — die allerdings nicht selten auf schon
vorher vorhandenen politischen und ethni-
schen Gegebenheiten basierten — waren die
Grundlage der heutigen selbständigen Staa-
ten und Verwaltungsgebiete im Südpazifik.



Erste Kolonialmacht war Spanien, welches
1565 die auf dem Weg zu den Philippinen
gelegenen Marianen in Besitz nahm und in
der Folge militärisch unterwarf und missio-
nierte. Bis 1774 blieb dies die einzige Anne-
xion in der ganzen Region. 1885 fielen Spa-
nien durch einen Schiedsspruch von Papst
Leo XIII. zuungunsten Deutschlands auch die
südlich davon gelegenen Karolinen zu.
Als nächste fremde Macht trat Frankreich
stärker in Erscheinung: Nach einem Konflikt
zwischen Missionaren der „London Missio-
nary Society" und katholischen französischen
Missionaren auf Tahiti, der sich auf den politi-
schen Bereich ausweitete, brachte es ab 1842
(bis 1900) nach und nach Französisch-Polyne-
sien unter seine Kontrolle, 1853 folgte Neuka-
ledonien, 1887 Wallis und Futuna. Vanuatu —
die damaligen Neuen Hebriden — wurde auf-
grund von Rivalitäten zwischen britischen
und französischen Siedlern durch eine 1887
unterzeichnete Konvention hinsichtlich des
Schutzes der Siedler-Interessen einer „Ge-
meinsamen Marine-Kommission" beider Staa-
ten unterstellt und schließlich 1906, nachdem
auch Deutschland dort Fuß zu fassen versucht
hatte, zu einem von Frankreich und Großbri-
tannien (nach einem nicht unkomplizierten
System) gemeinsam verwalteten „Kondomini-
um" gemacht.
Die Briten waren in jener Zeit die Hauptriva-
len Frankreichs. Nachdem bereits Kapitän Ja-
mes Cook 1774 das relativ abgelegene und
kleine Norfolk zu einem Gebiet der briti-
schen Krone erklärt hatte, unterwarfen sich
1874 die führenden Häuptlinge Fidschis. 1880
wurden die Cook-Inseln britisches Protekto-
rat, 1884 der südöstliche Teil des zum heuti-
gen Papua-Neuguinea gehörenden Teiles von
Neuguinea und zugehörige Inseln (als „British
New Guinea"), 1889 Tokelau, 1892 Kiribati und
Tuvalu (die Gilbert- und die Ellice-Inseln), von
1893 bis 1900 die Salomon-Inseln, 1900 Niue.
Deutschland und die USA repräsentieren
eine Übergangsphase des Kolonialismus im
Südpazifik: Sie konnten nur noch teilweise
Gebiete als erste in Besitz nehmen, andere
Gebiete kauften oder übernahmen sie. Fast
gleichzeitig mit Großbritannien erklärte
Deutschland 1884 den Nordosten des heute
zu Papua-Neuguinea gehörenden Teiles von
Neuguinea („Kaiser Wilhelmsland") und ei-
nige Inseln (die zusammen mit später erwor-
benen Inseln dann den „Bismarck-Archipel"
bildeten) zum Schutzgebiet, 1886 die Mar-
schall-Inseln, 1888 Nauru. Von Spanien kaufte
es 1899 für 25 Mio. Peseten die gesamten Ma-

rianen außer Guam und die gesamten Karoli-
nen. Ebenfalls 1899 wurde West-Samoa deut-
sche Kolonie.

Amerikanisch-Samoa fiel 1899 den USA zu,
denen im selben Jahr das in kriegerischen
Auseinandersetzungen unterlegene Spanien
Guam abtrat.

Eine dritte Generation von Kolonialmächten
übernahm — von kleinen Ausnahmen abge-
sehen und unter weiterer Beteiligung der
USA — nur noch Gebiete von anderen
Fremdmächten, so Australien, Neuseeland
und zeitweilig Japan. Zum Teil geschah dies
durch Übernahme der deutschen Verwal-
tungsgebiete oder dadurch, daß Großbritan-
nien die administrative Zuständigkeit für be-
stimmte Gebiete unter seiner Verwaltung auf
Australien und Neuseeland — vor und nach
deren Unabhängigkeit — übertrug.

Deutschland verlor im Ersten Weltkrieg
sämtliche Besitzungen. Die Marianen (außer
Guam), die Karolinen und die Marschall-In-
seln wurden von Japan besetzt und später un-
ter Völkerbundsmandat (die Karolinen jedoch
ab 1922 als Bestandteil Japans) verwaltet. Im
Zweiten Weltkrieg eroberten amerikanische
Truppen — in sehr heftigen und verlustrei-
chen Kämpfen — die Inseln; seit 1947 werden
sie (außer Guam) von den USA als „strategi-
sches Treuhandgebiet" der UNO verwaltet.
Nauru wurde von australischen Truppen ein-
genommen und ab 1919 als Völkerbundman-
datsgebiet bzw. — nach einem japanischen In-
terregnum 1942 bis 1945 — ab 1947 als UNO-
Treuhandgebiet formell von Australien, Neu-
seeland und Großbritannien gemeinsam, de
facto aber nur von Australien verwaltet. Auch
die früher deutsch verwalteten Gebiete des
heutigen Papua-Neuguinea übernahm Au-
stralien — ab 1920 als Völkerbund-Mandat, ab
1946 als UNO-Treuhandgebiet (unterbrochen
durch eine teilweise japanische Besetzung
1942 bis 1944). 1949 legte es die Verwaltung
des ehemals britischen Gebietes (ab 1905 als
„Papua" bezeichnet), die ihm 1902 übertragen
worden war, mit der des ehemals deutschen
Gebietes zusammen und schuf damit die poli-
tische Grundlage für den heutigen souverä-
nen Staat. Die Verwaltung West-Samoas
schließlich lag ab 1914 bei Neuseeland — ab
1920 ebenfalls als Mandats- und später als
Treuhandgebiet. Neuseeland übernahm von
London außerdem 1901 die Zuständigkeit für
die Cook-Inseln einschließlich des seit 1904
eine eigene Verwaltungseinheit bildenden
Niue und 1925 für Tokelau; Norfolk wurde



1914 der politischen Hoheit Australiens un-
terstellt.

2. Teilweise Entkolonialisierung seit dem
Zweiten Weltkrieg

Als einzige größere Inselgruppe hatte sich
Tonga durch diplomatisches Geschick die
Selbständigkeit — von einem zeitweisen bri-
tischen Veto-Recht in der Außenpolitik abge-
sehen — bewahren können. Im Gefolge des
Zweiten Weltkrieges erlangten bisher acht
weitere Gebiete wieder die Souveränität, dies
jedoch mehr im Rahmen der Politik der Ver-
waltungsmächte als auf eigenen Druck hin.
Ihrer Unabhängigkeit gingen unterschiedlich
lange Perioden voraus, in denen durch die
Gewährung innerer Selbstverwaltung o. ä. die
Grundlagen für die heutigen politischen Sy-
steme geschaffen wurden.
Sieht man von der Form einer konstitutionel-
len Monarchie mit der britischen Königin als
nominellem Staatsoberhaupt (im Rahmen des
Commonwealth) ab, ist Tonga die einzige kon-
stitutionelle Monarchie unter den neun
souveränen Staaten; alle anderen sind parla-
mentarische Demokratien. Auch in Tonga
gibt es ein Parlament, in dem jedoch die neun
gewählten Vertreter der Bevölkerung in der
Minderheit sind gegenüber der gleichen An-
zahl gewählter Adelsvertreter und den ex of-
ficio dem Parlament angehörenden (ernann-
ten) Mitgliedern des Kronrates, so daß der
König eine relativ starke Stellung hat. In
West-Samoa ist die Repräsentativfunktion
des Parlaments insoweit beschränkt, als nur
die Matai (Sippschaftsoberhäupter) — etwa
zehn Prozent aller Einwohner — das aktive
und passive Wahlrecht haben.
Nirgendwo im Südpazifik gibt es eine Dikta-
tur oder besteht die Gefahr einer solchen.
Wahlen haben seit dem Zweiten Weltkrieg
bereits etliche Male zu Regierungswechseln
geführt oder sogar zum Ausscheiden führen-
der Politiker der siegreichen Regierungspar-
tei aus dem Kabinett, wenn — wie in Papua-
Neuguinea — die Verfassung vorschreibt, daß
Regierungsmitglieder gleichzeitig dem Parla-
ment angehören müssen. In der Haltung der
einzelnen Fremdmächte zur Gewährung der
Unabhängigkeit zeigen sich jedoch Unter-
schiede.

a) Großbritannien und Australien: fast völli-
ger Rückzug

Großbritannien entließ 1970 Fidschi, 1978 die
Salomon-Inseln und Tuvalu, 1979 Kiribati und

1980 (gemeinsam mit Frankreich) Vanuatu in 
die Unabhängigkeit Damit kontrolliert es nur
noch das als Sitz eines Teils der Nachfahren
der „Bounty"-Meuterer berühmt gewordene,
strategisch aber völlig unwichtige Inselchen
Pitcairn (4,5 qkm, 53 Einwohner [am 31. 1.
1983), auf dem Luftweg nicht und per Schiff
sehr selten und ohne Anlegemöglichkeit er-
reichbar), dessen Bevölkerung bei der engli-
schen Krone verbleiben möchte.
Australien gewährte 1968 Nauru und 1975 Pa-
pua-Neuguinea die volle Souveränität Es
kontrolliert noch Norfolk (mit teilweiser in-
nerer Selbstverwaltung) sowie die seiner Kü-
ste vorgelagerten Torres Straits Islands mit
ca. 10 000 Einwohnern, das 1969 als „external
territory" eingerichtete, unbewohnte „Coral
Sea Islands Territory" und das als „dependen-
cy" des Bundesstaates New South Wales ver-
waltete Lord Howe Island.

b) Neuseeland: mehr Assoziierung als Ver-
waltung

Als erstes der Inselgebiete überhaupt er-
langte 1962 das von Neuseeland verwaltete
West-Samoa die Unabhängigkeit
Die Cook-Inseln erhielten 1965 die innere
Selbstverwaltung und sprachen sich kurz dar-
auf per Volksabstimmung für eine „freie Asso-
ziierung“ mit Neuseeland aus — die von den
Cook-Inseln einseitig für beendet erklärt und
in völlige Souveränität umgewandelt werden
kann. Auf der Grundlage dieser Assoziierung
ist Neuseeland für die Außenpolitik und Ver-
teidigung verantwortlich; die Einwohner der
Cook-Inseln besitzen gleichzeitig die neusee-
ländische Staatsbürgerschaft
Eine entsprechende Regelung wurde 1974 für
Niue getroffen.
Lediglich Tokelau wird noch voll von Neusee-
land verwaltet wo seit 1974 die Zuständigkeit
dafür beim Außenministerium liegt Unmittel-
bar mit der Verwaltung befaßt ist das neusee-
ländische „Office of Tokelau Affairs“ mit Sitz
in Apia (West-Samoa). Die Einwohner Toke-
laus sind neuseeländische Staatsbürger.

c) Frankreich: Konflikte auf Neukaledonien
und den Gesellschaftsinseln

Die geringste Bereitschaft unter den Kolo-
nialmächten, sich aus der Region zurückzu-
ziehen, hat Frankreich gezeigt Nachdem es
1980 dem gemeinsam mit Großbritannien ver-
walteten Vanuatu die Unabhängigkeit ge-
währt hatte (offenbar widerstrebend, denn
wie sich später bei einem Gerichtsverfahren



herausstellte, brachte die französische Ver-
waltungsspitze dem unmittelbar vor der Un-
abhängigkeit unternommenen, jedoch ge-
scheiterten Sezessionsversuch der wirtschaft-
lich vor allem von französischen Siedlern
kontrollierten Insel Santo heimlich Sympa-
thie entgegen), verblieben ihm als Uberseeter-
ritorien („territoires doutre-mer") Französisch-
Polynesien, Wallis und Futuna und Neukale-
donien.

Wallis und Futuna sind politisch konservativ;
der für allgemeine politische Fragen zustän-
dige „Territorialrat“ setzt sich aus dem franzö-
sischen Verwaltungschef, drei mit Zustim-
mung des lokalen Parlaments ernannten Mit-
gliedern und den drei traditionellen Königen
— von Wallis, Alo (Futuna) und Sigave (Futu-
na) — zusammen. Obwohl bei der Volkszäh-
lung 1976 mehr als die Hälfte der Bevölke-
rung der besseren Arbeitsmöglichkeiten we-
gen auf Neukaledonien lebte (diese Zahl
dürfte aber inzwischen zurückgegangen sein),
kam es bisher nicht zu politischen Unruhen.
Anders als das nahezu völlig polynesische
Wallis und Futuna weist Französisch-Polyne-
sien — wo sich zudem rund zwei Drittel der
Bevölkerung auf die Hauptinsel Tahiti kon-
zentrieren — mit (1983) 15 % einen beträchtli-
chen Anteil an Europäern auf (weitere 8 %
Sind Mischlinge mit z. T. europäischen Vor-
fahren, 8 % Chinesen, 70 % Polynesier). Die
dadurch bedingte, insbesondere in der Ver-
waltungshauptstadt Papeete bereits stärkere
Abkehr von der traditionellen Lebensweise
— vergrößert noch durch den ständigen Aus-
tausch eines Teils der französischen Verwal-
tungs- und Militärangehörigen und einen in-
zwischen umfangreichen Tourismus — hat
ein an westlichen Vorstellungen orientiertes
politisches Klima mit einer Vielzahl von Par-
teien geschaffen; bei den letzten Wahlen zur
Territorialversammlung — dem Parlament
des Gebietes — bewarben sich um die 30
Mandate 398 Kandidaten. Während sich frü-
her vor allem Anhänger und Gegner der Un-
abhängigkeit gegenüberstanden (ein Plan des
1977 verstorbenen polynesischen Politikers
Pouvanaa a Oopa, einseitig eine von Frank-
reich losgelöste Republik auszurufen, schei-
terte 1958 am lokalen Widerstand gegen die
dann erforderliche Einführung einer Einkom-
mensteuer), haben sich die Programme und
Forderungen in neuerer Zeit weiter differen-
ziert. Sieger der Wahlen von 1982 blieb mit 13
errungenen Sitzen bzw. 29,3 % Stimmenanteil
die gaullistische „Tahoeraa Huiraatira"-Partei
mit Gaston Flosse, die sich der freien Markt-

Wirtschaft verbunden fühlt und für eine völ-
lige innere Selbstverwaltung des Territoriums
eintrat; auf die verschiedenen Anhänger ei-
ner völligen Unabhängigkeit entfielen 15 %
der abgegebenen Stimmen.
Die Selbstverwaltung wurde Französisch-
Polynesien schließlich im Spätsommer 1984
gewährt; Frankreich ist weiterhin für Außen-
politik, Verteidigung, Recht, die Währung, die
Nachrichtenübermittlung in externe Gebiete,
die höhere Erziehung und „öffentliche Frei-
heiten" zuständig.
Angesichts seiner militärischen Interessen,
die auch bei gemäßigten lokalen Politikern
nicht immer auf Sympathie stoßen, dürfte
Frankreich vorläufig nicht bereit sein, dem
Gebiet die volle Souveränität zu gewähren.
Eine von einem Großteil der Polynesier getra-
gene militante Unabhängigkeitsbewegung ist
insofern nicht zu erwarten, als diese infolge
der sehr stark auf den Dienstleistungssektor
aufbauenden Wirtschaft vielfach einen Ver-
lust von Arbeitsplätzen bedeuten würde und
zum anderen angesichts der geographischen
Gegebenheiten vom — ohnehin präsenten —
französischen Militär leicht unter Kontrolle
gebracht werden könnte. Gelegentliche punk-
tuelle Ausschreitungen sind zwar auch künf-
tig nicht auszuschließen, doch dürfte eine völ-
lige Unabhängigkeit gegen den Willen
Frankreichs nur mit Unterstützung von außen
zu erlangen sein.
Vorsicht ließ die französische Regierung be-
reits walten: 1979 gliederte sie das abgele-
gene Atoll Clipperton — nach den bisherigen
Informationen allenfalls in Verbindung mit
der 200-Meilen-Wirtschaftszone von Bedeu-
tung — aus Französisch-Polynesien aus und
unterstellte es verwaltungsmäßig unmittelbar
Paris.
Eine sehr viel kompliziertere Situation hat
sich dagegen auf Neukaledonien entwickelt,
wo bis vor wenigen Jahren politische Mei-
nungsverschiedenheiten ebenfalls nur verbal
und ohne Gewaltanwendung ausgetragen
wurden.
Nachdem 1850 die gesamte Besatzung des
französischen Forschungsschiffes „Alcmene"
getötet und gegessen worden war, annek-
tierte Frankreich 1853 die Insel — politisch
gesehen wohl auch als Gegengewicht gegen
die britische Präsenz in Australien. Von 1864
bis 1897 wurden rund 40 000 Häftlinge zur
Verbüßung längerer Strafen dorthin transpor-
tiert, von denen sich ein Teil nach Ablauf der
Strafzeit am Ort niederließ und damit die



Zahl der weißen Siedler vergrößerte. So
setzte sich die Bevölkerung 1887 aus 9 100
frei zugewanderten Europäern, 9 700 Sträflin-
gen oder freigelassenen Sträflingen und
42 500 Einheimischen (sowie 1 200 Sonstigen)
zusammen. Vom Ende des Zweiten Weltkrie-
ges bis zur Volkszählung 1976 hat sich die
Zahl der Weißen durch Ausbau der Verwal-
tung und des privaten Dienstleistungssektors,
aber insbesondere infolge der Nickelgewin-
nung nahezu verdreifacht (von 18 100 auf
50 757), die der Melanesier nicht ganz verdop-
pelt (von 31 000 auf 55 598) und die der Sonsti-
gen praktisch verdoppelt (von 13 600 auf
26 878, darunter 9 571 Wallisier, 6 391 Tahitia-
ner, 5 111 Indonesier und etwa 2 000 Vietna-
mesen). Ende Januar 1982 hatten die Melane-
sier nach offizieller Schätzung an der Gesamt-
bevölkerung von 144 000 mit 64 300 einen An-
teil von 44,65 %. Die Melanesier Neukaledo-
niens besitzen die volle französische Staats-
bürgerschaft, die anderen Nicht-Weißen kön-
nen sie beantragen (was z. T. auch geschehen
ist).
Wie in Französisch-Polynesien gibt es auch
auf Neukaledonien schon seit längerem Un-
abhängigkeitsbestrebungen, und wie dort ha-
ben sie auch hier keine Mehrheit bei den
Wahlen gefunden. Aber es bestehen auch
grundlegende Unterschiede: Frankreich hat
hier keine generellen militärischen Interes-
sen, dafür aber starke wirtschaftliche (das
Nickelvorkommen ist eines der größten der
Erde); die melanesische Bevölkerungsgruppe
— die sich selbst als „Kanaken" bezeichnet —
steht zumindest seit der jüngsten Zuspitzung
der Lage mehr oder weniger geschlossen hin-
ter der Forderung nach einer raschen Unab-
hängigkeit; die Zahl der Weißen ist vergleich-
bar hoch, und viele von ihnen fühlen sich
durch die teils über Generationen zurückrei-
chende Ortsansässigkeit ihrer Familien eben-
falls hier verwurzelt.
Die Periode der Gewalttätigkeiten begann
mit dem (offenbar unaufgeklärt gebliebenen)
Mord an einem der wenigen weißen Unab-
hängigkeitsanhänger; es hat inzwischen auf
beiden Seiten eine Anzahl von Toten und
zahlreiche Verletzte gegeben.
Frankreich versuchte die Lage durch ein im
Sommer 1984 vom Parlament in Paris verab-
schiedetes Gesetz zu entschärfen, das Neuka-

• ledonien — einschließlich der verwaltungs-
mäßig dazugehörigen Pinien-Insel und Loyali-
täts-Inseln — die innere Selbstverwaltung
einräumte und für 1989 eine Volksabstim-
mung über die Unabhängigkeit vorsah. Alle

Betroffenen lehnten diese Regelung jedoch
ab: die Kanaken, weil das Gesetz die Unab-
hängigkeit zumindest hinauszögerte, die wei-
ßen Siedler („caldoches") hingegen, weil es
schließlich zur Unabhängigkeit führen sollte.
Im Herbst 1984 erwog die Regierung in Paris,
die Volksabstimmung auf spätestens 1986
vorzuverlegen.

In der zweiten Septemberhälfte 1984 fand
eine Tagung von mehr als 300 Delegierten
verschiedener Pro-Unabhängigkeits-Organi-
sationen statt, bei der ein Zusammenschluß
zu einer „Kanakischen und sozialistischen na-
tionalen Befreiungsfront" („Front de liböration
nationale kanake et socialiste", FLNKS) er-
folgte; außerdem wurde die Bildung einer
„provisorischen Regierung" der FLNKS ange-
kündigt. Als routinemäßige, von der FLNKS
boykottierte Wahlen zum Territorialparla-
ment im November 1984 die zu erwartende
Dominanz durch Unabhängigkeitsgegner er-
brachten — die weniger drastisch allerdings
vermutlich auch sonst zustande gekommen
wäre —, etablierte sich Anfang Dezember die
„provisorische Regierung" mit dem profilier-
ten melanesischen Politiker Jean-Marie Tji-
baou als „provisorischem Präsidenten" an der
Spitze; in einigen Gebieten errichtete die
FLNKS vorübergehend Straßensperren.
Frankreichs Sonderbeauftragter für Neukale-
donien, Edgar Pisani, verkündete nach einem
Kurzbesuch in Paris am 7. Januar 1985 einen
Kompromißvorschlag, der die Interessen der
Kanaken, der „caldoches" und Frankreichs in
sich vereinen sollte: Im Juli 1985 Volksab-
stimmung zur Entscheidung zwischen innerer
Selbstverwaltung und Unabhängigkeit bei As-
soziierung mit Frankreich; bei Mehrheit für
die Selbstverwaltung schnelle Verwirkli-
chung der bereits vorgesehenen Regelung,
bei Mehrheit für die Unabhängigkeit Einbrin-
gung einer entsprechenden Gesetzesvorlage
im Parlament in Paris und, falls diese verab-
schiedet, im Oktober 1985 Wahl einer Gesetz-
gebenden Versammlung in Neukaledonien,
der u. a. ein Assoziierungsvertrag mit Frank-
reich vorzulegen wäre, und schließlich am
1. Januar 1986 Beginn der Unabhängigkeit.
Bei dem Referendum sollten nur solche Per-
sonen stimmberechtigt sein, die wenigstens
drei Jahre ihren Wohnsitz in Neukaledonien
hatten — eine Regelung, die von den 79 271
Wahlberechtigten der Wahl von 1984 rund
5 500 (darunter etwa 3 500 Angehörige von
Militär und Zivilverwaltung) das Stimmrecht
nähme und verfassungsrechtlich umstritten
ist.



Der Pisani-Plan, der in seinen Details auch
eine Sicherung der Rechte der „caldoches"
und eine von Frankreich garantierte finan-
zielle Entschädigungen vorsieht, stellt ein
weiteres Entgegenkommen gegenüber den
Kanaken dar und könnte in einer normalen
Situation durchaus zu einem friedlichen Zu-
sammenleben in einer multirassischen Ge-
sellschaft führen. Gegenwärtig allerdings
wird er erneut von beiden Seiten abgelehnt:
Die „caldoches" mißtrauen dem Verhalten der
Kanaken nach der Unabhängigkeit; die Kana-
ken sind sich der Mehrheit bei einer Volksab-
stimmung nicht sicher und fordern dafür — in
Anlehnung an den Grundsatz der Selbstbe-
stimmung der Völker — ein Stimmrecht nur
für die Kanaken.
Auch zu Beginn des Jahres 1985 kam es zu
schweren Unruhen. Nachdem die Polizei bei
einer Razzia einen militanten Kanakenführer
erschossen hatte — worauf in Libyen Zeitun-
gen mit schwarzer Trauerumrandung erschie-
nen —, wurde am 12. Januar 1985 der Ausnah-
mezustand verhängt. Kurz darauf bemühte
sich Präsident Mitterand selbst bei einem
Blitzbesuch um eine Beruhigung der Lage.
Wie sich die Parteien ohne beiderseitige
Kompromißbereitschaft wieder aus diesem
Konflikt lösen können, ist nicht zu ersehen.
Kanakische Guerillataktik gegen die eben-
falls mit dem Gelände vertrauten „caldoches"
und das technisch weit überlegene Militär
könnte auf der 400 km langen, aber nur 50 km
breiten, bergigen Insel Neukaledonien zwar
weite Gebiete von den zerstreut lebenden
weißen Siedlern „befreien", aber auch die
ohnehin nicht sehr große Zahl der Kanaken
stark dezimieren. Ebenso haben die „caldo-
ches" bei bewaffnetem Kampf wesentlich
mehr zu verlieren als zu gewinnen.

d) USA: Mikronesien kurz vor dem Ende der
FremdVerwaltung?

Die USA werden — sei es aus militärischen
oder wirtschaftlichen Gründen — eine An-
zahl kleinerer Gebiete weiterhin unter direk-
ter Kontrolle behalten: das schon stark ameri-
kanisierte Guam mit seinen großen Militär-
stützpunkten, das über einen für Großraum-
flugzeuge geeigneten Flughafen und den
schönen Naturhafen von Paga Pago (beide
nicht unmittelbar militärisch genutzt) verfü-
gende Amerikanisch-Samoa, die abgelegenen,
in unterschiedlichem Umfang militärisch ge-
nutzten kleinen Inseln Midway, Johnston und
Wake, die unbewohnten Inselchen Howland

und Baker sowie — falls nicht einmal an Kiri-
bati übergeben — das Kingman Reef, das Pal-
myra-Atoll und Jarvis, die alle drei zu den
Linien-Inseln gehören.
Die übrigen, gegenwärtig von den USA ver-
walteten Gebiete bilden das strategische
Treuhandgebiet „Trust Territory of the Pacific
Islands" (TTPI), das geographisch gesehen die
Marianen (außer Guam), die Karolinen und
die Marschall-Inseln bzw. nach politischen
Einheiten die Nord-Marianen, Palau (oder:
Belau), die Föderierten Staaten von Mikrone-
sien (mit Yap, Truk, Ponape, Kosrae) und die
Marschall-Inseln umfaßt. Die „strategische"
Treuhandschaft erlaubt den USA prinzipiell
eine militärische Nutzung und räumt ihnen
ein Veto-Recht gegen eine Änderung des der-
zeitigen Status ein; ihrer Beendigung muß — 
außer dem Kongreß aufgrund inneramerika-
nischen Rechts — auch der UNO-Sicherheits-
rat zustimmen.
US-Präsident Carter kündigte während seiner
Amtszeit ein Ende der Treuhandschaft für
1981 an. Die Regierung Reagan begann jedoch
neue Verhandlungen mit den Inseln, so daß
erst jetzt die Beendigung konkret in Aussicht
zu stehen scheint, falls nicht der US-Kongreß
wegen vereinbarter hoher Geldzahlungen
seine Zustimmung verweigert oder die
UdSSR im UNO-Sicherheitsrat wegen militä-
rischer Rechte, die sich die USA weiterhin
sichern wollen, ein Veto einlegt. Denn auch
danach werden die Gebiete enge Beziehun-
gen zu den USA unterhalten. Alle verfügen
bereits über eigene politische Organe wie Re-
gierung und Parlament, die nach der Beendi-
gung der Treuhandschaft eigenständig weiter
fungieren sollen.

Die Nord-Marianen werden nicht selbständig
werden: 79 % der Teilnehmer an einer Volks-
abstimmung sprachen sich 1975 dafür aus, als
Commonwealth eine „Union" mit den USA zu
bilden, wodurch ihre Bürger die amerikani-
sche Staatsangehörigkeit erhalten. Das Parla-
ment der USA hat diese Regelung gebilligt.

Palau, die Marschall-Inseln und die Föderier-
ten Staaten von Mikronesien haben im Laufe
des Jahres 1982 mit den USA jeweils einen
„Compact of Free Association" unterzeichnet.
Durch die mit dem Ende der Treuhandschaft
in Kraft tretende freie Assoziierung — die
unbefristet gilt, aber jederzeit auch einseitig
kündbar ist — wird der Status der drei Ge-
biete als dann unabhängige Nation nicht ein-
geschränkt; die USA übernehmen aber bei
den Föderierten Staaten und den Marschall-



Inseln auf 15 Jahre, bei Palau auf 50 Jahre die
volle Verantwortung für die Verteidigung,
wofür diese Nationen umgekehrt keinem
Drittland ohne Zustimmung der USA militä-
rischen Zugang gewähren. Allen drei Staaten
stellen die USA in größerem Umfang Geld-
mittel für den Ausbau der Infrastruktur, die
wirtschaftliche Entwicklung etc. zur Verfü-
gung — nach Schätzungen in den ersten
15 Jahren insgesamt 2,2 Mrd. Dollar.
Der „Compact" wurde in Volksabstimmungen
von der Bevölkerung Palaus im Februar 1983
mit 61 % der abgegebenen Stimmen, der Fö-
derierten Staaten im Juni 1983 mit 79% der
Stimmen und der Marschall-Inseln im Sep-

tember 1983 ebenfalls mehrheitlich gebilligt.
Im Falle Palaus haben die USA das Votum
nicht als ausreichend akzeptiert, da die palau-
anische Verfassung die Verbringung von
ABC-Waffen in dieses Gebiet untersagt, was
die USA aber nicht grundsätzlich ausschlie-
ßen wollen; zur „Überstimmung" dieser Ver-
fassungsvorschrift wären wenigstens 75 % der
Stimmen erforderlich gewesen. Ein neuerli-
ches Plebiszit im September 1984 erbrachte
66% für den „Compact", so daß er nach wie
vor auch von Seiten Palaus aus nicht in Kraft
treten kann — was ebenso wie die o. a.
Gründe die Beendigung der Treuhandschaft
hinauszögert.

II. Wirtschaftliche Grundlagen und Probleme

Einige Grundgegebenheiten, die die wirt-
schaftliche Entwicklung hemmen, hat nahezu
der gesamte insulare Südpazifik gemein: Der
Binnenmarkt ist durch niedrige Einwohner-
zahlen und die zumeist sehr geringe Kauf-
kraft recht klein, was besonders im verarbei-
tenden Gewerbe eine kostensenkende Pro-
duktion größerer Volumina behindert. Ex-
portgüter können nur auf mehr oder weniger
langen Transportwegen größere Absatz-
märkte erreichen — ein weiterer preistrei-
bender Faktor, der umgekehrt auch für die
Einfuhr von Vorprodukten zur Veredelung
gilt. Schließlich verhindern die kleinen Volks-
wirtschaften auch die Bildung von nennens-
wertem Investivkapital, wie es etwa für den
Einsatz moderner Technologien erforderlich
wäre; außerdem ist gegenwärtig noch die
Zahl qualifizierter Facharbeiter recht gering.
Dennoch sollte die Wirtschaftskraft dieses
Gebietes nicht unterschätzt werden: Allein
das Außenhandelsvolumen mit der Bundesre-
publik Deutschland belief sich 1983 auf 724,3
Mio. DM (620,2 Mio. DM deutsche Importe,
104,1 Mio. DM deutsche Exporte) — wovon
allerdings 75% auf den Handel mit Papua-
Neuguinea entfielen.

1. Die Wirtschaftsstruktur: Landwirtschaft
und Fischfang, kaum Industrie

Die Oberfläche des Pazifik wird entweder von
„hohen" oder „niedrigen" Inseln überragt. Die
„hohen“ Inseln können von unterschiedlichem
Typus sein: aufgetauchte Teile von durch die
geologische Plattenverschiebung hervorgeru-
fenen Faltengebirgen, durch Vulkanismus
aufgeschüttete Kuppen oder angehobene Ge-
steinsformationen, oder auch gehobene Ko-

rallenkalkinseln. „Niedrige" Inseln ragen als
Schutt von — weitgehend zu Sand zerkleiner-
tem — Korallenkalk nur wenige Meter über
die Wasseroberfläche und bilden oft ein Atoll
um eine flache Lagune. Sie sind dadurch ent-
standen, daß der ursprüngliche Gesteins-
grund durch Senkung des Meeresbodens oder
Erosion immer tiefer im Wasser absank, wäh-
rend jeweils im oberen Bereich Kalkkorallen
— die zur Existenz Licht, einen bestimmten
Sauerstoff- und Salzgehalt des Wassers und
relativ warme Temperaturen benötigen —
ihre Gerüste bauten.
Die unterschiedliche Herkunft der Inseln ist
daher mit einer recht unterschiedlichen Bo-
denbeschaffenheit verbunden. So finden sich
in den aufgetauchten Faltengebirgssträngen
entlang des Pazifik-Westrandes und bis hin
nach Fidschi u. a. Lagerstätten von Halbedel-
oder sogar Edelmetallen; vulkanischer Boden
wiederum kann sehr fruchtbar sein, während
der Kalk der „niedrigen" Inseln eine sehr spär-
liche Lebensgrundlage für Pflanzen bildet.
Auch unter Klima-Aspekten kann sich die
Oberflächengestalt einer Insel wirtschaftlich
auswirken: Im Bereich feuchtigkeitsführender
Luftströmungen erhält die Luvseite bergiger
Inseln relativ viel Niederschlag, die Leeseite
dagegen wenig.
Den Bewohnern niedriger Atolle ermöglicht
aufgrund dieser Gegebenheiten vor allem die
im Südpazifik nahezu allgegenwärtige Ko-
kosplame (deren Nuß „Kokosmilch" und das
Nußfleisch sowie aus einige Tage gedörrtem
Nußfleisch [„Kopra"] Fett liefert, aus deren
jungen Trieben „Palmwein" gewonnen wird,
aus deren Wedeln Matten zum Sitzen und für
Dächer geflochten werden, usw.) in Kombina-



tion mit dem Fang von Meerestieren eine
Existenz.
Auch auf besseren Böden wird teilweise nur
Subsistenzwirtschaft betrieben, wobei als
Grundnahrungsmittel häufig die — je nach
Art manchmal zentnerschwere — Tarowurzel
hinzukommt, ergänzt durch Brotfrucht, Ge-
müse u. ä. Fleisch ist weniger verbreitet;
Schweinefleisch ist in manchen Gebieten vor-
wiegend Festtagsnahrung.

Für den Export haben unter den Agrarpro-
dukten (oder den Verarbeitungsprodukten
von diesen) außer Kopra insbesondere Zucker
(Fidschi), Kaffee, Kakao, Kautschuk, Palmöl
(Papua-Neuguinea u. a.), Zitrusfrüchte (Cook-
inseln u. a.), Bananen usw. Bedeutung; sie
werden teilweise durch Plantagenbetriebe er-
zeugt.
Für die Forstwirtschaft bieten vor allem in
Teilen Melanesiens ausgedehnte tropische
Regenwälder eine Basis. Großprojekte wie
das von Vanimo (Papua-Neuguinea, Provinz
West-Sepik) sind aber eine Ausnahme.
Fischfang zur Eigen- und Lokalmarktversor-
gung ist noch weit verbreitet (obwohl teil-
weise schon von importierten Fischkonserven
abgelöst). Auf breiterer kommerzieller Basis
arbeiten oft ausländische Fangflotten oder
joint ventures mit ausländischer Beteiligung.

Einzige größere Bergbauunternehmungen im
insularen Südpazifik sind der Abbau von Nik-
kelerz (das z. T. am Rande von Nouma ver-
hüttet, z. T. nach Japan exportiert wird) auf
Neukaledonien — dem nach Kanada größten
Nickellieferanten der Erde —, die Gewinnung
von Gold, Silber und Kupfer auf Bougainville
(Papua-Neuguinea) sowie die Goldgewinnung
auf Fidschi; z. T. sind umfangreiche andere
Metallvorkommen bekannt (besonders auf
Neukaledonien und auf Papua-Neuguinea),
werden aber bisher kaum ausgebeutet. Erdöl
und Erdgas wird nirgendwo gefördert. Kleine
Reserven wurden in Papua-Neuguinea festge-
stellt; Fidschi und Tonga hoffen, fündig zu
werden. Die Förderung von am Meeresboden
gefundenen Manganknollen gilt gegenwärtig
noch als unwirtschaftlich; außerdem würden
das Ansaugen oder Abbaggern großer Flä-
chen von Meeresboden und das folgende Ab-
sinken ausgeschiedener Stoffe in großen Ge-
bieten das pflanzliche und tierische Leben im
Meer weitgehend vernichten.
Das verarbeitende Gewerbe beschränkt sich
aus den genannten Gründen zumeist auf die
Weiterverarbeitung von Erzeugnissen des

Agrarsektors und Bergbaus sowie auf das
Kleingewerbe; bisher „untypisch" ist die Tex-
tilindustrie auf den Cook-Inseln, die sich be-
reits einen Anteil am neuseeländischen
Markt sichern konnte.
Der Tourismus wird einerseits geschätzt, weil
er kaum ökologische Schäden verursacht,
aber andererseits auch kritisiert wegen seiner
Auswirkungen auf die traditionelle Gesell-
schaft. Auf Saipan (Nord-Marianen), Guam
und Tahiti, bis zu einem gewissen Grad auch
auf Fidschi hat er bereits die Form des Mas-
sentourismus angenommen. Selbst wo er we-
niger umfangreich ist, stellt er angesichts der
in der Regel negativen Handelsbilanzen eine
wichtige Devisenquelle dar.

2. Abhängigkeit von ausländischer Hilfe
Kleine Einwohnerzahlen und Märkte, die
noch verbreitete Subsistenzwirtschaft und
mehr oder weniger begrenzte Exportvolu-
mina halten auch die Staatseinnahmen — au-
ßer in Nauru — auf einem für die Modernisie-
rung von Infrastruktur und Wirtschaft nicht
ausreichenden Niveau. Auch Devisen zur Fi-
nanzierung der Importe stehen aufgrund der
Defizite in der Handelsbilanz nicht ausrei-
chend zur Verfügung. Nahezu der gesamte in-
sulare Südpazifik ist daher von ausländischer
Hilfe abhängig, soll zum einen die Infrastruk-
tur (Gesundheitswesen, Erziehung, Verkehr
u. a.) verbessert und zum andern die Wirt-
schaft mit dem Ziel einer wachsenden Autar-
kie weiterentwickelt werden.
Wissenschaftler an der Universität Hawaii
haben den Grad der Abhängigkeit in einer
1981 erschienenen, auch heute noch gültigen
Untersuchung zu relativieren versucht. Einen
Teil ihrer Ergebnisse zeigt die folgende Tabel-
le, die auch sonstige außenwirtschaftliche Ab-
hängigkeiten darstellt.
Die Hilfe wird von den Geberländern z. T. di-
rekt, z. T. durch ihre Zahlungen an internatio-
nale Organisationen geleistet. Territorien, die
noch unter ausländischer Verwaltung stehen,
erhalten gewöhnlich keine direkte Hilfe von
anderen Staaten. Frühere Verwaltungs- oder
Kolonialmächte setzen ihre Hilfe gewöhnlich
über die Unabhängigkeit hinaus fort. Austra-
lien und Neuseeland fühlen sich dem insula-
ren Südpazifik gegenüber besonders ver-
pflichtet; Neuseeland hat z. B. im Haushalts-
jahr 1983/84 von insgesamt 59,932 Mio. NZ$
bilateraler öffentlicher Entwicklungshilfe al-
lein 49,209 Mio. NZ$ an südpazifische Inseln
vergeben, und Papua-Neuguinea finanziert in



seinem Haushalt 1985 allein 26,1 % seiner Ge-
samtausgaben durch einen australischen Zu-
schuß, der Bestandteil einer mittelfristigen
Hilfszusage ist.
Auch im Südpazifik ist Entwicklungshilfe kei-
neswegs unumstritten. So ist in Papua-Neu-
guinea aufgrund von bereits vor der Unabhän-
gigkeit formulierten Grundsätzen eine „Loka-
lisierung" der Wirtschaft — d. h. eine Über-
führung von Besitz und Arbeitsplätzen in die
Hände Einheimischer — erklärtes nationales
Ziel. Bei strikter Verwirklichung würde es
nicht nur den — gegenwärtig noch beträchtli-
chen — Einsatz ausländischer Fachleute aus-
schließen, sondern auch private Investitionen
(die in der Regel euphemistisch der „privaten
Entwicklungshilfe" zugerechnet werden). Die
Regierung in Port Moresby hat davon z. B. bei
dem Bergbau-Großprojekt Ok Tedi Abstand
genommen, an dem sie mit — aus den Gewin-
nen finanzierten — 20 % beteiligt ist, während
ein deutsches Konsortium ebenfalls 20 % und
ein amerikanisches und ein australisches

Konsortium je 30 % Anteil haben; allein hätte
die Regierung keinesfalls über die erforderli-
chen Investitionsmittel verfügt und damit
auch nicht das nötige technische Know-how
heranführen können.

Unbehagen bei den Empfängern löst manch-
mal auch die Projektgebundenheit von Ent-
wicklungshilfe aus, mit der sich Geberländer
oft Vorteile bei der Auftragsvergabe verschaf-
fen. Die Verknappung von Entwicklungshilfe
scheint die Kritik in dieser Frage aber zu
dämpfen.

Während die Notwendigkeit größerer Hilfs-
beträge auch bei kleinen Staaten — wie etwa
im Falle der bundesdeutschen Finanzierung
der beiden von Tonga und West-Samoa in die
„Forum Line" (s. u.) eingebrachten und in
Deutschland gebauten Ro-Ro-Frachter — un-
umstritten ist, wird manchmal beklagt, daß es
sehr schwierig ist, Kredite oder Zuschüsse
etwa in einer Größenordnung von 10 000,
20 000 oder 30 000 DM zu erhalten — was die



zuständigen Stellen mit dem relativ hohen
Arbeitsaufwand begründen. Nur große Hilfs-
beträge aber können in kleinen Volkswirt-
schaften Monostrukturen schaffen, die beson-
ders krisenanfällig sind und eine gesunde Di-
versifizierung verlangsamen.
Als sehr nützlich schließlich hat sich die
„Stabex"-Hilfe der EG (für die AKP-Staaten)
aufgrund des Lom6-II-Abkommens erwiesen:
Wenn der Exportpreis für bestimmte Agrar-
produkte unter ein bestimmtes Niveau sank,
wurde die Preisdifferenz von der EG erstat-
tet.

3. Regionale Wirtschaftskooperation
Schon 1947 riefen die damals im Südpazifik
vertretenen Kolonialmächte eine „Südpazifik-
Kommission" (South Pacific Commission, SPC)
ins Leben, deren Aufgabe bis heute eine För-
derung der wirtschaftlichen und sozialen Ent-
wicklung in der Region durch Bereitstellung
und Verbreitung von Fachinformationen
(einschl. Organisierung von Fachtagungen)
ist. Inzwischen gehört ihr eine Reihe selbstän-
diger Staaten und Territorien an (die Mit-
gliedschaft ist beschränkt auf souveräne Staa-
ten und assoziierte Territorien). In jüngster
Zeit wurde wiederholt ihre Verschmelzung
mit einer anderen Organisation diskutiert. Ihr
Sitz ist Nouma.
Bedeutsamer für die wirtschaftliche Zusam-
menarbeit innerhalb der Region sind aber
verschiedene vom „Südpazifik-Forum" (s. u.)
ins Leben gerufene Organisationen. Hier ist
zuerst das „South Pacific Bureau for Economic
Co-operation" (SPEC) mit Sitz in Suva (Fidschi)
zu nennen. Seine Gründung wurde formell
1973 vereinbart. Aufgabe des SPEC ist es, die
Zusammenarbeit in der Region in enger Part-
nerschaft mit Australien und Neuseeland zu
fördern. Dies geschieht u. a. durch Beobach-
tung der wirtschaftlichen Entwicklung und
Informierung über Teilaspekte, Hinweise auf
neue Absatzmöglichkeiten, Vorschläge zu

Veränderungen und gewisse Funktionen als
Zwischenstelle für Entwicklungshilfe.
Auf Beschluß des „Südpazifik-Forum" nahm
1978 eine „Pacific Forum Line Ltd." (PFL) den
Betrieb und 1979 eine „South Pacific Forum
Fisheries Agency" (SPFFA) die Tätigkeit auf;
beide sind dem SPEC nachgeordnet.
In die PFL brachten Tonga, West-Samoa und
Neuseeland je einen Ro-Ro-Frachter ein; fi-
nanziell beteiligt sind jedoch auch andere
Staaten und Territorien der Region. Ziel der
Linie (mit Verwaltungszentrale in Welling-
ton) ist u. a. eine Dämpfung der Preise im
interinsularen Schiffsverkehr und eine regel-
mäßige Verbindung auch zu Inseln der Regi-
on, deren Frachtaufkommen dies kommerziell
nicht lohnend macht. Hohe Mietkosten für zu
langsam umgeschlagene Container u. a. haben
die PFL bisher nicht in den Gewinnbereich
gebracht, doch hofft man, nach Rationalisie-
rungsinvestitionen (u. a. mit EG-Hilfe) diese
Schwelle in nächster Zukunft zu überschrei-
ten.
Die SPFFA (Sitz: Honiara, Salomon-Inseln)
soll einen größtmöglichen Nutzen aus den „le-
benden Meeresressourcen" für die Bevölke-
rung der Region sicherstellen, die regionale
Zusammenarbeit fördern und relevante wis-
senschaftliche und Wirtschaftsinformationen
erarbeiten und verbreiten. Dahinter steht of-
fenbar der Wunsch, die gegen relativ niedrige
Gebühren in den 200-Meilen-Zonen Fisch-
fang betreibenden ausländischen Flotten (vor
allem aus Japan, Taiwan und Südkorea) teil-
weise durch eigene zu ersetzen.
Eine andere Form der Zusammenarbeit ist
erst lose im Gespräch: z. B. Pharmazeutika
zentral und wegen der dann größeren Menge
preisgünstiger aus dem Ausland zu beschaf-
fen. Sollte dies zu einem Beispiel auch für
andere Branchen werden, so könnten sich
viele Importpreise in der Region zumindest
auf ein ähnliches Niveau wie in größeren Län-
dern senken.

Der Pazifik umfaßt nicht nur immer wichti-
gere Verkehrsverbindungen zwischen seinen
Anrainerstaaten, sondern ist auch eines der
Gebiete, in dem die großräumigen Interessen
der USA und der UdSSR aufeinandertreffen.
Aufgrund der Ergebnisse des Zweiten Welt-
krieges sind die USA jedoch weithin militä-
risch präsent, während die Sowjetunion erst

III. Außen- und Sicherheitspolitik
in neuerer Zeit zu expandieren begonnen
hat.

1. Einheimisches und ausländisches Militär
im Südpazifik

Nur wenige südpazifische Staaten verfügen
über eigenes Militär; in keinem von ihnen



besteht eine Wehrpflicht. Am größten sind
die Streitkräfte Papua-Neuguineas mit (Mitte
1983) 3 263 Mann. Sie bestehen im wesentli-
chen aus Infanterie und Pionieren, verfügen
nur über wenige kleine Marinefahrzeuge und
in der Luft lediglich über eine geringe Trans-
portkapazität; damit ist selbst zu Friedenszei-
ten nicht einmal eine wirksame Abriegelung
der Landesgrenzen möglich.
Fidschi verfügt über 2 660 Soldaten — fast
ausschließlich Infanterie, einige Marinefahr-
zeuge, keine Luftkapazität; 1 095 Mann davon
sind im Rahmen der UNO-Friedenstruppe im
Libanon stationiert, 469 wurden auf die Sinai-
Halbinsel entsandt. Tonga schließlich hat 208
Militärangehörige: 108 Mann Infanterie, 50
Mann Marine, 50 Mann Königliche Garde.
Ansonsten unterhält lediglich Vanuatu eine
300 Mann starke paramilitärische Einheit.
Das eigene Militärpotential südpazifischer
Staaten ist damit in Relation zur Größe des
Gebietes verschwindend gering.
Australien und Neuseeland sind — abgese-
hen von Militärberatern in Papua-Neuguinea
bzw. befristeter Spezialausbildung in Fidschi
— ebenso wie Großbritannien auf den Inseln
nicht militärisch präsent. Neuseeland erwog
allerdings 1983/84 die Schaffung einer 1 000 
Mann starken Eingreiftruppe.
Frankreich unterhält auf Neukaledonien Mi-
litär, dessen Umfang (einschließlich Gendar-
merie?) von Verteidigungsminister Hernu im
Januar 1985 auf 6 012 Mann beziffert wurde
und weiter wächst. In Französisch-Polynesien
hat Frankreich seit 1963 — fast ausnahmslos
in dem rund 1 300 km von Tahiti entfernten
Moruroa-Atoll — eine Anzahl von Versuchs-
serien mit Kernwaffen durchgeführt. Auch
hier dürften wenigstens einige tausend Solda-
ten (einschl. Marine und Luftwaffe) stationiert
sein (1963 waren zusammen 15 000 Techniker
und Militärangehörige dorthin entsandt wor-
den).
Die USA unterhalten auf Guam große Mari-
ne- und Luftwaffenstützpunkte. Hier waren
im Dezember 1982 10 800 Soldaten (Marine
und Luftwaffe) stationiert. Eine kleine Anzahl
von Soldaten ist auch auf dem Raketenver-
suchsgelände auf Kwajalein (Marschall-In-
seln) und einzelnen anderen, unmittelbar
amerikanisch verwalteten Inseln vorhanden.
Anderswo (so auf Tinian und Saipan (Nord-
Marianen) hat das Militär noch nicht genutz-
tes Gelände gepachtet.
Im Gegensatz zu von Frankreich nur zur
Wahrnehmung lokaler Aufgaben eingesetz-

tem Militär sind die US-Stützpunkte auf
Guam Bestandteil eines strategischen Kon-
zepts. Wie amerikanische durchfahren ver-
mutlich auch sowjetische Kriegsschiffe die
Region, doch hat die Sowjetunion nirgendwo
dort einen Stützpunkt.

2. Die Außenpolitik der südpazifischen
Staaten

Ein Krieg zwischen den Großmächten würde
ganz sicher auch im „Südpazifik" — der ja in
Wirklichkeit den gesamten zentralen Pazifik
einschließt — direkt oder indirekt schweren
Schaden anrichten. Einem solchen Ereignis
stünden die Bewohner der Inseln ähnlich
machtlos gegenüber wie den Kämpfen im
Zweiten Weltkrieg.
In Papua-Neuguinea befürchten einige Politi-
ker — darunter ein Verteidigungsminister,
der, weil er dies öffentlich aussprach, sein
Amt verlor —, ihr Land könne in absehbarer
Zeit von Indonesien unter Kontrolle gebracht
werden. Gegen eine solche Annahme spricht
allerdings, daß Papua-Neuguinea sehr viel
größer ist und — nicht zuletzt infolge seiner
wachsenden außenwirtschaftlichen Verflech-
tung — politisch ein ganz anderes Gewicht
besitzt als etwa Ost-Timor, das Indonesien
noch vor seiner bereits geplanten Unabhän-
gigkeit trotz aller Protest-Resolutionen der
UNO zu annektieren vermochte.
Von diesen beiden Fällen abgesehen, ist je-
doch gegenwärtig für keinen der Inselstaaten
eine auch nur potentielle Bedrohung von au-
ßen erkennbar, und politische Konkurrenz
untereinander besteht nicht.
Für ihre Außenpolitik bedeutet dies, daß aus
ihrer Sicht keine Notwendigkeit für ein bi-
oder multilaterales Militärbündnis gegeben
und prinzipiell auch keine institutionelle Bin-
dung an einen der bestehenden politischen
Blöcke akut erforderlich ist. Ziel der Außen-
politik muß es daher derzeit sein, den in der
Region wirksamen machtpolitischen Status
quo zu erhalten oder weiter zu verbessern
und im übrigen die eigenen Interessen auf
anderen Gebieten — insbesondere bei der
Wirtschaft und Entwicklungshilfe — mög-
lichst wirksam zu fördern.
Ein weiterer in der Außenpolitik wirksamer
Faktor sind die innenpolitischen Verhältnis-
se: Bedingt durch das noch weithin traditio-
nell bestimmte oder beeinflußte Gesell-
schaftssystem mit nur punktuell größeren
wirtschaftlichen Veränderungen und durch
geschichtliche Beziehungen nur zu den west-



liehen Mächten gibt es nirgendwo im insula-
ren Südpazifik eine größere pro-kommunisti-
sche oder sonst stark linksorientierte Bewe-
gung oder Partei.
Alle Inselstaaten betreiben vor diesem Hin-
tergrund eine unabhängige Außenpolitik, die
sich in erster Linie an den eigenen Interessen
bzw. denen der Region orientiert; keiner ge-
hört einem außenpolitischen oder militäri-
schen Bündnis (sieht man von der genannten
Zusammenarbeit ab) an.
In der Praxis ist diese Außenpolitik eher pro-
westlich, verbunden z. T. mit einer Mitglied-
schaft im britischen Commonwealth oder an-
deren engen Beziehungen zur jeweiligen frü-
heren Kolonialmacht. Die von einem Regie-
rungschef der Salomon-Inseln einmal verkün-
dete Bereitschaft, nötigenfalls auch sowjeti-
sche Entwicklungshilfe zu nutzen, die frühere
Aufnahme eines Kredites in Libyen durch
Tonga oder die ständigen Differenzen mit den
USA über den Fang von Wanderfischarten
(Thunfisch u. a.) — für den die USA keine
200-Meilen-Zonen anerkennen — stellen
keine Abkehr von diesem Kurs dar, sondern
lediglich die punktuelle Verfolgung eigener
Interessen.
Untereinander und mit einigen noch nicht
unabhängigen Territorien sowie mit Austra-
lien und Neuseeland arbeiten die Inselstaaten
seit 1971 im „Südpazifik-Forum" (South Pacific
Forum: SPF) zusammen — einem lockeren
Zusammenschluß (keinem formellen Bünd-
nis), der einmal jährlich auf einer Gipfelkonfe-
renz die gemeinsamen politischen und wirt-
schaftlichen Interessen zu koordinieren
sucht. Das SPF tritt z. B. für einen kernwaffen-
freien Südpazifik ein und hat sich scharf ge-
gen die von Japan erwogene Versenkung ra-
dioaktiver Abfälle im Pazifik gewandt; es un-

terstützt die weitere Entkolonialisierung der
Region. Im letzteren Punkt allerdings zeigen
sich schon unterschiedliche Haltungen: Staa-
ten wie Vanuatu sind eher für eine aktivere
Unterstützung, während andere sich passiver
verhalten. Insgesamt gilt für den Südpazifik
hinsichtlich der innen- wie der außenpoliti-
schen Bemühungen der zahlreichen Inselstaa-
ten das Prinzip „Einheit in der Vielfalt".
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Berichtigung

In der in B 7—8/85 veröffentlichten Replik von K.-Peter Stratmann auf die Kom-
mentare von Eckhard Lübkemeier und Randolph Nikutta zu seinem Beitrag ,Air-
Land Battle — Zerrbild und Wirklichkeit" (B 48/84) ist durch das Weglassen eines
Wortes ein sinnentstellender Fehler entstanden. Es muß auf Seite 35, 1. Absatz,
richtig heißen:
„Um es — gegen Lübkemeier, Nikutta und andere — knapp und deutlich zu wieder-
holen: Die Aussage des FM 100-5, daß es die Aufgabe des Kommandierenden Gene-
rals des Korps (bzw. seiner Untergebenen (the commander]) sei, durch Angriff (the
offense) und die vollständige Zerstörung des von ihm bekämpften feindlichen Groß-
verbands (an enemy force, the enemy force, the opposing force) den Feind zu schla-
gen (defeat the enemy), kann nicht als Aufforderung gelesen werden, durch offen-
sive Besetzung Osteuropas und der Sowjetunion sowie durch vollständige Ver-
nichtung der Streitkräfte der UdSSR diese zu besiegen!



Dietmar Rothermund: Indien 1985: Eine innenpolitische Bilarz
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 10/85, S. 3—12

Der große Wahlerfolg des jungen Premierministers Rajiv Gandhi- prägt die gegenwärtige
politische Situation Indiens. Gerade sein Mangel an politischer Erfahrung und die Tatsa-
che, daß er dieses hohe Amt nicht anstrebte, verheißen einen Neubeginn. Rajiv Gandhi
verweist auf die große Tradition seiner Partei, die in diesem Jahr ihr hundertstes Jubiläum
feiert. Doch als Staatspartei hat sich dieser indische Nationalkongreß im Laufe der
Geschichte mehrfach bedeutsam gewandelt. Rajiv Gandhi muß diese Partei abermals
umgestalten, um neuen Aufgaben gerecht zu werden.
Eine der wichtigsten Aufgaben für Staat und Partei ist die Schaffung eines echten Födera-
lismus. Der imperiale Föderalismus, den die Briten in Indien einführten, befindet sich der-
zeit in einer Krise. Der Säkularismus, das zweite grundlegende Prinzip der indischen Ver-
fassung, wird jetzt ebenfalls auf eine harte Probe gestellt. Militante Sikhs verlangen für
ihre Religionsgemeinschaft einen autonomen Staat und fordern damit Föderalismus und
Säkularismus heraus. Rajiv Gandhi muß sich dieser Herausforderung stellen und im Rah-
men der indischen Verfassung eine zukunftsweisende Kompromißlösung finden, ökono-
mische und fiskalische Zugeständnisse könnten helfen, die Kompromißbereitschaft der
Herausforderer zu fördern. Indiens wirtschaftliches Wachstum ist zur Zeit unter den
gegebenen Bedingungen recht beachtlich, problematisch bleibt freilich die Verteilung:
Etwa ein Zehntel der Bevölkerung (mit 70 Millionen ein großer Markt) hat ein gutes oder
zumindest ausreichendes Einkommen, die große Masse jedoch verharrt in der Subsistenz-
wirtschaft oder gar am Rande eines schwer definierbaren Existenzminimums.

Andrea Kerstges: Australische Sicherheitspolitik im Wandel. Eine europäi-
sche Enklave im asiatisch-pazifischen Raum
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 10/85, S. 13—25

Die Labor Partei in Australien ist, ebenso wie ihre Schwesterpartei in Neuseeland, immer
für Überraschungen gut. Doch während die australische Labor Partei, die seit 1983 wieder
den Premierminister stellt, sich lediglich verbal gegen das Sicherheitsbündnis mit Neu-
seeland und den USA (ANZUS-Pakt) ausspricht, faktisch jedoch weiterhin „Realpolitik mit
nationalem Schwergewicht" betreibt, ist die neuseeländische Labor Partei bemüht, ihren
Worten auch Taten folgen zu lassen. Für die Amerikaner bedeutet dies, daß sie in Zukunft
nicht mehr mit der unbedingten Loyalität ihrer pazifischen Partner rechnen können.
Der australische Premierminister Hawke ließ die US-Regierung nach seiner Wahl 1983
und seiner Wiederwahl 1984 wissen, daß Australien zwar in dem seit 1951 bestehenden
ANZUS-Pakt verbleiben werde, aber mehr Eigenständigkeit und die Berücksichtigung
nationaler Interessen fordere. Die Labor-Regierung Neuseelands unter David Lange, seit
1984 im Amt, will dagegen den Südpazifik zu einer atomwaffenfreien Zone machen und
verweigert den atomgetriebenen und atomar bestückten Schiffen der US-Flotte den
Anlauf neuseeländischer Häfen.

Günter Siemers: Südpazifik: Entkolonialisierung und neue Identität. Natio-
nalitätenbildung, wirtschaftliche Entwicklung und außenpolitische Bezie-
hungsstruktur im ozeanischen Raum
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 10/85, S. 26—39

Seit Magellans Reise im frühen 16. Jahrhundert wurde der insulare Südpazifik von abend-
ländischen Forschern erschlossen; später erschienen auch Abenteurer, Händler, Siedler
und Missionare. Dritte Stufe der ausländischen Präsenz war schließlich die koloniale
Inbesitznahme mit Schwerpunkt in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. Von den
damals gebildeten Kolonien, Protektoraten, Treuhandgebieten u. ä. sind acht nach dem
Zweiten Weltkrieg zu souveränen Staaten geworden; einige weitere dürften in absehba-
rer Zeit die Unabhängigkeit erlangen oder sind freiwillig mit einem größeren Staat asso-
ziiert, für einige Gebiete ist kein Ende der Fremdverwaltung in Sicht.
Die wirtschaftliche Entfaltung der einzelnen Staaten und Territorien wird durch kleine
Binnenmärkte, lange Verkehrswege ins Ausland u. a. beeinträchtigt, so daß fast alle eine
negative Handelsbilanz aufweisen. Außenpolitisch gesehen, treffen im Pazifik die Interes-
sen der Großmächte USA und UdSSR aufeinander; die USA unterhalten auf einigen
Inseln im Südpazifik Militärstützpunkte, ebenso wie aus anderen Gründen Frankreich. Da
die Inselstaaten keinerlei unmittelbarer Bedrohung von außen ausgesetzt sind, können sie
eine vorwiegend auf die Wahrnehmung eigener Interessen ausgerichtete, von Beteiligung
an politischen und militärischen Bündnissen freie Außenpolitik betreiben. Aus histori-
schen, innenpolitischen u. a. Gründen sind dabei alle Regierungen mehr oder weniger
westlich orientiert. Die Zusammenarbeit untereinander wird insbesondere durch das
„Südpazifik-Forum" koordiniert.
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